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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 98. Mittag⸗Ausgabe. 


iſche Depeſchen und Nachrichten. 

„ Februar. Heute Nachmittag gegen 4 Uhr 
reiſte die Prinzeſſin Alexandra ab. Im offenen Wagen mit ihren 
Eltern und von einer Ehren⸗Escorte von Huſaren begleitet, fuhr ſie 
unter dem Andrang einer ungeheueren Menſchenmaſſe und unter end⸗ 
loſem Jubel durch die feſtlich geſchmückten Straßen nach dem Bahn⸗ 
hofe, wo das diplomatiſche Corps, die Miniſter und die höheren Civil⸗ 
und Militair⸗Behörden zur Abſchiedscour verſammelt waren. Morgen 
bei Tagesanbruch wird ſie mit dem däniſchen Kriegsdampfer „Schles⸗ 
wig“ von Korſoer abgehen. 

Madrid, 26. Februar. Da die Königin die Frage der Ver⸗ 
faſſungsreform nicht ſo auffaßt wie das Miniſterium, hat das letztere 
feine Entlaſſung gegeben. Ob dieſelbe angenommen, iſt nicht bekannt. 

Wien, 26. Februar. Wie die „General = Correſpondenz für 
Oeſterreich“ vernimmt, wird der galiziſche Landtag bis zum 15. März 
vertagt werden. 

Einer telegraphiſchen Mittheilung aus Insbruck vom heutigen Tage 
zufolge hat der dortige Landtag den gegen die Proteſtanten gerichteten 
Antrag des Fürſtbiſchofs von Brixen angenommen. Per? 

Krakau, 26. Februar. Dem „Czas“ zufolge ſoll Langiewich 
die Ruſſen bei Zendrzejow geſchlagen haben. Nähere Details darüber 
fehlen. 

n Podlachien hat der Aufſtand zugenommen. ö 
ee opel 25. Februar. Durch einen großherrlichen 
Hat wird die Verzichtleiſtung des Sultans auf 30 Millionen Piaſter 
der jährlichen Civilliſte, Herabſetzung der Einkünfte der Sultaninnen 
und eine Verminderung der Beamten verkündigt. Ismael Paſcha ift 
angekommen. Die Repräſentanten der Großmächte haben heute in 

. ee der Donaufürſtenthümer eine Beſprechung gehabt. 
aſſel 
von an nach Fulda und Hanau iſt der Ständeverſammlung vor⸗ 
gelegt worden. Zum Bau der Bahn, die auf Staatskosten ausgeführt 
werden wird, ſoll ein Anlehen von 10 Millionen Thaler aufgenom⸗ 


Itzehoe, 26. Februar. In der heutigen Sitzung der Stände⸗ 
verſammlung macht der Präſident die Mittheilung, daß er die von Det 
Verſammlung beſchloſſene Adreſſe dem Regierungs⸗Commiſſarius zuge⸗ 
ſandt habe; dieſelbe ſei ihm aber wieder zurückgeſandt worden. 1 

Krakau, 25. Febr. Wie Reiſende erzählen, 1 . die ruſſiſchen up: 
pen bei Siewierz, einige Meilen von der Oberſchleſiſchen Grenze. Langie⸗ 


wicz ziehe ibnen entgegen, um die polnſſche Weſtgrenze und die Eiſenbahn 


in die Hände zu bekommen. Die „Krakauer Zeitung“ dementirt die Nach⸗ 
richt, daß Kurowski ſich erſchoſſen habe. 1 
Athen, 25. Febr. Die National⸗Berſammlung hat nachſtehendes Mini⸗ 
um ernannt: Valbis Präſident, Smolentz Krieg, Augerinos Inneres, 
emetrius Maurokordatos auswärtige Angelegenheiten, Charlamby Be 
arine, 


pazaphyropulos Juſtiz. 
en PP r e u e n. 1 
Landtags Verhandlungen. 


„Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
heran Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. 
Tiſch: v. Bismarck, Graf Eulenburg, v. B 
ler, v. Selchow und zwei Regierungs⸗Commiſſare. 


(26. Febr.) 
Am Miniſter⸗ 
Bodelſchwingh, v. Müh⸗ 
} re fat 
icht beſeßt. Die Tribüne des Herrenhauſes iſt ſtaxk beſetzt, faſt ganz ge 
— des 5 Corps, und auch in der Hofloge ſind einige Beſucher 


erſchienen. Tagesordnung: Der Hoverbeckſche Antrag, den polniſchen 
— — betreffend. Der Antrag lautet: „Das Haus der Abgeordneten 
wolle beſchließen, zu erklären: Das Intereſſe Preußens erfordert, daß die 
tönigl. Staatsregierung gegenüber dem im Königreich Polen ausgebrochenen 
Auſſtande, weder ver ruſſiſchen Regierung noch den Aufſtändi⸗ 
ſchen irgend eine Unterſtützung oder Begünſtigung zuwende; 
demgemäß alſo auch keinem der enden Theile geſtatte, das preußiſche 
Gebiet ohne gleichzeitige Entwaffnung zu betreten. — Das in der Commiſſion 
vom Abg. v. Bon in (Genthin) geſtellte, dort jedoch abgelehnte Amendement, 
iſt vom Abs. v. Bonin in der folgenden, wenig veränderten Faſſung wie⸗ 
ver eingebracht und von Abgeordneten des Unken Centrums und den Frac⸗ 
tionen v. Vincke und Lette unterſtützt. Es lautet: „Das Intereſſe Preußens 
erfordert, daß die königl. Staatsregierung dem im Königreich Polen ausge⸗ 
brochenen Aufſtande gegenüber, ſich lediglich auf die zum Schutz der 
preuß. Landesgrenze erforderlichen Maßregeln beſchränke, 
jede darüber hinausgehende eee und Bewaff⸗ 
neten nicht geſtatte, das preuß. Gebiet ohne g eichzeitige Entwaffnung zu 
betreten.“ — Der Abg. v. Binde (Stargard) hat zu dem Commiſſions⸗ 
Antrage das folgende Amendement eingebracht, das die Ward Unter⸗ 
ſtützung findet: „Das Intereſſe Preußens erfordert, Ku dae Staats: 
regierung dem im Königreich Polen ausgebrochenen Aufftande geoenüiber 
den ine 1 e i et zur 
Verfolgung der polniſchen Inſurgenten zu . . 

Abe, d. Sybel: Es iſt der Wunſch in der Commiſſion 1 den 
schriftlichen Bericht durch einige weitere einleitende Bemerkungen & erg men. 
Ze Ach dies thue, ſchließe ich mich an diejenige Stelle des ane „ 
Berichts, welche von unſerer Verpflichtung zum Schutz der gegenw echt 
Grenzen ſpricht. Wir haben dieſe Grenzen inne auf Grund eines unanſe 0 
baren äußeren Rechtstitels, aber auch auf Grund deutſchen Fleißes 9 
deutſchen Kapitals, die jene Landestheile uns erobert haben. Wir wünſ He 
unſeren Mitbürgern polniſcher Nationalität eine rüdlſichtsvolle, Fung ile 

erung, aber die deutſchen Bewohner der ehemals polniſchen Landes 1655 
ollen auch eben jo wiſſen, daß zu ihrem Schutze, zu ihrer Erhaltung bei dem 
preußiſchen Staat das geſammte preußiſche Volt bereit iſt. Der Vergangen⸗ 
heit gegenüber können wir in der polniſchen Frage ein reines Gewiſſen bar 
ben. Die Stellung Preußens gegen Polen ift von derjenigen Rußland 
grundverſchieden. Wie die Lage vor der erſten Theilung Polens war, wo 
ganz Polen in Gefahr war, ohne den preußiſchen Einſpruch Rußland anheim⸗ 
ufallen, ſo hat der große Friedrich die durch die erſte Theilung erlangten 
Landestheile nicht erobert, ſondern befreit. Was aber Preußen durch die 
weite und dritte Theilung verſchuldet hat, hat es vollſtändig gebüßt durch 
eine Schidjale in den Jahren 1806 und 1807. Und auf dem wiener Con: 
reß iſt ihm die Provinz Poſen auf Grund europäiſcher Entſcheidung zuge⸗ 
allen, da man die Nothwendigkeit einſah, daß die öſtlichen Grenzen Preußen 
wenigſtens einigermaßen geſchloſſen werden müßten, Königsberg und Breslau 
nicht auf das Aeußerſte bedroht werden dürften. Wir beſitzen alſo die früher 
polniſchen Provinzen auf Grund des beſten Titels der Welt, und haben den 
ſelben auch in keiner Weiſe verwirkt oder geſchädigt durch Mißbrauch der 
Regierungsgewalt. 5 
ragen wir aber dann, wie wir uns zu dem ruſſiſchen Polen zu verhal⸗ 
ten ee ſo muß man bekennen, daß für uns die ruſſiſche Allianz wegen 
175 nicht mehr, wie vor dem Jahre 1806, eine unabweisbare iſt: wir 
nd ſeit jener Zeit nicht mehr in der Lage, ein an Polen begangenes Un⸗ 
recht fühnen zu müſſen. Iſt aber unſere Poſition in der polniſchen Sache 
eine ſo einfache, eng begrenzte und reine, ſo müſſen wir um ſo mehr Ein⸗ 
ſpruch erheben gegen eine Politik, welche ohne thatſächliche Veranlaſſung, 
ohne sachliche Nöthigung, ja fogar ohne eine Aufforderung von ruſſiſcher 
Seite ſich hinweggeſetzt über das CR Intereſſe, dem preußiihen Landes⸗ 
tbeile den Frieden zu bewahren. Vielleicht wendet man gegen den Commiſ⸗ 
ſionsantrag ein, daß die Beſeitigung des Auſſtandes nahe, der Antrag. aljo 
nicht geboten ſei. Dagegen aber iſt zu erwägen, daß bei den polniſchen 
uſtänden jeder Tag neue W bringen kann, daß die Folgen der 
ee auch noch ferner in ganz Europa hervortreten werden, daß auch 


26. Februar. Das Project der zu erbauenden Eiſenbahn J 


Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


bariſchen Krieges eröffnet iſt, daß die preußiſche Regierung die Mitſchuld 
jur ruſſiſche Vergehen übernommen, ſich in dieſelbe hineingedrängt hat, 
hört!) die Schuld von Rußlands Schultern weg und auf unſere eigenen 
übernommen (hört, hört!), die polniſche Frage zu einer europäiſchen umge: 
ſchaffen hat (ſehr richtig), Und dies alles hat die preußiſche Regierung ge⸗ 
than obne jede Spur von Ausſicht auf eine anderweite Entſchädigung, ſie 
hat in Verfolgung einer ſolchen Politik zu derſelben Zeit die ausreichende 
Abtragung einer Ehrenſchuld gegen unſere Veteranen aus angeblichem Geld: 
mangel abgelehnt und doch bereits zu Hunderttauſenden weggegeben (hört!), 
ohne der verſammelten Landesvertretung irgend eine Anzeige davon zu 
machen, ohne fie auch nur einer Anfrage zu würdigen (hört, hört!); fie hat 
auch hierbei die Eſſenz ihres Weſens, Nichtachtung des Rechts, gezeigt, ge⸗ 
zeigt, daß ſie weder leben noch ſterben kann, ohne die Geſetze des Landes 
zu verletzen (laute Zuſtimmung). 

Vielleicht wird man dem Commiſſions⸗Bericht den Vorwurf machen, 
daß er über manche Fragen nicht den erwünſchten Aufſchluß gebe. Wir 
müſſen aber bitten, dies mit unſerem unvollkommenen Wiſſen zu entſchul⸗ 
digen, den Unwillen darüber an die Staatsregierung zu adreſſiren, die jede 
Auftlärung uns verſagt hat (Hört! hört!), uns in derjenigen Unkenntniß 
gelaſſen hat, in der ſich die Kammer in Geſellſchaft von ganz Europa be⸗ 

ndet. — Die Regierung beruft ſich auf ihre gegen Rußland übernommenen 
Verpflichtungen aus der im Jahre 1857 auf 12 Jahre geſchloſſenen Cartell⸗ 
convention über die Auslieferung der Deſerteure. Meiner Anſicht nach aber 
trägt dieſe Convention gar nichts bei zur Rechtfertigung der heutigen Vor⸗ 
gände. Mir iſt ſchon die Rechtsbeſtändigkeit jenes Cartellvertrages zweifel⸗ 
aft. Denn nach Art. 20 und 21 deſſelben iſt es allen preußiſchen Staats⸗ 
angehörigen verboten, Flüchtlingen aus dem ruſſiſchen Polen Aufnahme zu 
gewähren, ihr Fortkommen zu befördern. Dieſe Artikel legen alſo den 
Preußen Verpflichtungen auf, ma chen alſo den Cartellvertrag zu einem fol: 
chen, der zu ſeiner Giltigkeit der Zuſtimmung der Landesvertretung bedurft 
hatte. Indeß der Vertrag hat ohne Einſpruch der Landesvertretung ſechs 
Jahre lang beſtanden, und ſelbſt von der Frage der Rechtsbeſtändigkeit ab⸗ 
geſehen, laſſen ſich doch die Verhältniſſe, über die wir uns heute beſchweren, 
durch jenen Vertrag nicht rechtfertigen. Eine menſchlich denkende und 
menſchlich fühlende Regierung hätte die grauſamen Rekrutenaushebungen in 
olen nicht unter diejenigen Fälle rechnen dürfen, in denen der Cartellver⸗ 
trag anwendbar fein follte: denn ſouſt wäre dieſer Vertrag contra bonos 
mores und ſchon in ſich ſelbſt nichtig. Eine menſchlich denkende Regierung 
hätte unterſcheiden müſſen zwiſchen den gewöhnlichen Fällen militäriſcher 
Deſertion und dem Fall, wenn ein Theil der Nation in feiner Verzweiflungs⸗ 
that ſich zu einer Jnſurrection wie der gegenwärtigen erhebt. (Beifall links). 
Endlich aber zeigt ſelbſt der Wortlaut des Cartellvertrages, daß die Con⸗ 
vention als eine Folge deſſelben nicht angeſehen werden kann. Denn Art. 16 
des Vertrages beſtimmt, daß eine Verhaftung von Flüchtlingen nur durch 
die dieſſeitigen Behörden zu erfolgen habe, Art. 18 verordnet, daß ein 
verfolgendes Commando von jenſeits an der preußiſchen Grenze Halt zu 
machen und nur einen Mann vorauszuſchicken habe. Die Convention aber, 
welche der ganzen ruſſiſchen Armee den Eintritt in preußiſches Gebiet öffnet, 
iſt alſo nicht eine Conſequenz des Cartellvertrages, ſondern deſſen Beſei⸗ 
tigung, und iſt eines der Beiſpiele, welche Fortſchritte unſere reactionäre 
Partei ſeit 1857 gemacht hat; ſie zeigt, welche Fortſchritte der Reaction in 
Aus ſicht ſtehen, wenn das Land durch einmütbiges Auftreten ſolche Fort: 
ſchritte nicht unmöglich macht. (Lebhafter Beifall). Man hat ſich darüber 
beklagt, daß unſere Adreſſe von einer kleinen Minderheit geſprochen, welche 
den Intereſſen der preußiſchen Nation entfremdet wäre. Nun ich frage, 
zeigt ſich unſere reactionäre Partei in ihrer gegenwärtigen Politik nicht voll⸗ 
ſtändig entfremdet den Intereſſen des preußiſchen Staates? (Sehr wahr). 
Die Comm. war ferner der Meinung, daß die Erörterung der Frage, in 
welchem Verhältniß ein etwa a eniſtehendes Königreich Polen u Pleu⸗ 
ßen ſtehen würde, nicht an der Stelle wäre. Selbſt wenn uns vom Miniſter⸗ 
präſidenten der Satz entgegen gehalten würde, daß ein ſolches für uns unter 
allen Umſtänden eine Gefahr wäre und die Reg. bei der entfernteſten Mög- 
lichkeit einer ſolchen Eventualität vor Allen prineipiis, obsta zu ſagen hätte, 
haben wir unter den jetzt obwaltenden Umſtänden keine Veranlaſſung dieſen 
Satz zu erörtern. Ich würde einen ſolchen Standpunkt begreifen. Ich würde 
begreifen, wenn die Reg. für einen ſolchen Fall Alles vorbereitete, wenn fie 
ſich mit den auswärtigen Regierungen in Einvernehmen ſetzte, wenn ſie ſich 
vor Allem der Zuſtimmung der Landesvertretung verſicherte. Von allem 
dieſem iſt bisher das Gegentheil geſchehen (Hört). Es iſt an uns keine 
Aufforderung ergangen, die für eine etwaige Action nothwendigen Mittel zu 
bewilligen. (Hört!) Man geht ſo einſeitig vor, als ob auf der ganzen Welt 
Niemand lebte, der ſich darum belümmerte (Hört). Und das Alles geſchieht, 
weil fpäter vielleicht einmal ein neues Polenreich entſtehen und unſeren 
Grenzen gefährlich werden könnte. Der ebenſo conſervatie wie liberale, der 
vor Allem verſtändige Staatsmann (Heiterkeit) Edmund Vurke hat einmal 
ertlärt, es ſei in der hohen Politit nichts jo gefährlich als das Verfahren 
jener bekannten Milchfrau, welche, während le von den fernen Herrlichkeiten 
träumte, die fie ſich für ihren etwaigen künftigen Reichthum verſchaffen könnte, 
die Quelle dieſer Reichthümer, ihren Milchtopf zerbrach. Ein derartiges Ver: 
— ſchlägt unſre Reg. ein, wenn fie ihre Maßregeln mit dem Gabe recht⸗ 
ertigt: „Es kann einmal ein Königreich Polen entſtehen.“ 

Wie aber die Regierung über alle Schwierigkeiten der innern Politik mit 
dem doktrinairen Satze fortzulommen denkt, daß in Preußen „das parla⸗ 
mentariſche Regiment“ nicht aufkommen dürfe, jo ſetzt fie ſich über die Fra 
gen der auswärtigen Politit „mit dem Königreich Polen“ weg. Aber nicht 
wie die Pallas aus dem Kopfe Jupiters ſpringt das Königreich Polen plötz⸗ 
lich geharniſcht vor, ſondern es würde ih nur langſam und allmählich bilden 
können, fo daß wir Zeit genug hätten, die preußiſchen Intereſſen wahrzu⸗ 
nehmen. Es würde hier nicht ſowohl auf die Frage ankommen, ob ein 
Königreich Polen entſtehen wird, ſondern auf die Frage, wie es zu Stande 
kommt Eine ſolche Frage zeigt je nach dem Verhalten Rußlands, nach dem 
der Polen, nach der Lage der Dinge im Orient eine ganze Reihe verſchiede⸗ 
ner Vorausſetzungen, von denen ſich bis jetzt nicht eine mit Beſtimmtheit 
ermeſſen läßt. Das einzig richtige iſt alſo verſtändiges Warten. Nicht, ob 
wir nach preuß. Intereſſen die Herſtellung Polens zu wünſchen haben, ift 
die wichtigſte Frage, ſondern ob die preuß. Politik die reifliche Ueberlegung 
zeigt, daß man der Regierung zutrauen kann, ſie werde zur rechten Zeit das 
Rechte thun. Ihre Commiſſion conftatirt in ven bisherigen Schriſten der 
Regierung das Gegentheil. Sie ſieht in dieſen weder Ehre noch Vortheil 
für Preußen (Bravo), ſie erkennt nur eine traurige Alternative: trübfeligen 
Rüdzug oder unüberſehbare Gefahr (Hört), Sie ſieht Preußen auf eine jo 
abſchüſſige Bahn geſtoßen in einem Augenblicke, wo es weniger als jemals 
in der Lage iſt, ſolche Gefahren ertragen zu könneg, wo es durch die 
budgetloſe Regierung in die tiefſte Verwirrung gekommen, wo es durch die 
Charakteriſtik des Kriegsminiſters und die politiſchen Phantafien des Miniſter⸗ 
präjidenten feiner beſten Kräfte beraubt iſt. Wir haben auch heute nicht 
die Hoffnung auf praktiſchen Erfolg, abet wir müſſen das Unſere thun. 
Wir rufen der Regierung die Warnung zu, wenn noch Zeit zur Umkehr iſt, 
daß das Haus der Regierung auf den betretenen Weg nicht folgt, wir legen, 
wenn die Convention unwiderruflich ſein ſollte, feierlichen Proteſt gegen die⸗ 
ſelbe ein, wir ſagen uns von jedem Antheil von ihr los (Bravo). 2 

Ein neues Amendement iſt inzwiſchen eingegangen und findet ausrei⸗ 
chende Unterſtützung. Es ift vom Abg. v. Diederichs zum Amendement 
v. Bonin geſtellt und will in demſelden nach „jede darüber hinausgehende“ 
die Worte einſchalten: „Anordnung jo wie jede“. — Der nächſte Redner iſt: 


Abg. v. Gottberg: Die Reſolution ſei nicht nur beſtimmt, der Politik 
der königl. Staatsregierung 5 Sirection zu geben, ſondern enthalte auch 
zugleich ein Tadelsvotum. Es fei dies um jo auffallender, als die zu Grunde 
liegende Convention noch nicht bekannt ſei. Einem ſo gewiegten Hiſtoriker, 
wie dem Referenten, müſſe es nicht ſchwer geworden ſein, auf Grund fo 
weniger Thatſachen Folgerungen ziehen zu müſſen. Da komme man denn 
zu Schlüſſen, wie der, daß ein drei Meilen breiter Grenzgürtel der Monar⸗ 
chie den Verbeerungen des Krieges ausgeſetzt ſei. Er glaube, mit demſelben 
Rechte das Gegentheil annehmen zu können. Es ſei immer eine mißliche 
Sache, wenn die Landesvertretung ſich in die auswärtigen Angelegenheiten 
miſchen wolle. (Unruhe.) Dann möge man das doch aber vorher thun. 
Sei eine Convention, wie die, welche man He einmal apgeſchloſſen, 
jo würde die Intervention des Hauſes doch keinen Erfolg haben. (Unruhe.) 


— 


Freitag, den 27. Februar 1863. 


jetzt noch ein bedeutender Theil unſeres Vaterlandes den Leiden eines bar⸗]J Man werde dadurch die Verlegenheiten der Staatstegierung nur noch ver⸗ 


mehren. (Große Heiterkeit.) Der große Staatsmann Burke, auf den der 
Vorredner ſich bezogen, würde ein ſolches Auftreten gegen die eigene Regie⸗ 
rung ſchwerlich gebilligt haben. Er könne den Patriotismus preußiſcher Ab⸗ 
geordneter nicht begreifen, die zur Begründung ihrer derartigen oppoſitio⸗ 
nellen Anſichten ſich auf die Aeußerungen auswärtiger Regierungen beziehen 
und ſie mittheilen, obwohl dieſe Aeußerungen wahrſcheinlich noch gar nicht 
ergangen ſeien. Der Bericht ſpreche von der Uebereinſtimmung der Reſo⸗ 
lution mit dem in der Commiſſion vorgebrachten Amendement, deren Unter⸗ 
ſchied er als einen weniger meteriellen als einen formellen bezeichne. Er 
5 glaube, es ſei doch ein ſehr bedeutender Unterſchied zwiſchen beiden 
vorhanden. 


Die Reſolution nehme zwar den Standpunkt der Unparteilichkeit für ſich 
allein in Anſpruch, der ſei jedoch auch in dem Amendement gewahrt. Für 
ihn liege aber der Grund, gegen die Reſolution zu ſtimmen, gerade in dem 
Paſſus, den jenes Amendement (Bonin) ausgelaſſen habe und worin ſich 
die Antipathie gegen die ruſſiſche Regierung ausſpreche. Ein hiſtoriſcher 
Rückblick zeige die Solidarität zwiſchen den Bewegungen in Polen und den 
revolutionären Bewegungen in Preußen. 
ſondern auch namentlich 1848 gezeigt. So habe es denn die Vorſicht ge⸗ 
boten, daß die preußiſche Regierung bei Zeiten Maßregeln treffe gegen die 
gegenwärtige Bewegung in Polen. Was habe die Regierung denn aber 
eigentlich gethan? Sie habe die Reſerven dreier Armeecorps eingezogen, 
Truppenconcentrationen vorgenommen und einzelne Truppentheile an der 
Grenze aufgeſtellt und mit der benachbarten Regierung eine Vereinbarung 
getroffen. Bei einem ſolchen undisciplinirten Aufſtande, denn von einer 
nationalen Erhebung könne man nicht ſprechen, — jo räuberiſchen Banden 
gegenüber (Unruhe) habe die Regierung nicht weniger thun können. Zweck 
der Bewegung ſei die Wiederherſtellung des polniſchen Reiches oder viel⸗ 
mehr des polniſchen Reichstags. (Große Unruhe.) Die Erreichung dieſes 
Zweckes würde für Preußen nicht angenehm ſein, denn die Polen ſeien von 
jeher ſehr unruhige Nachbarn geweſen. Die europäiſchen Mächte hätten kein 
Intereſſe, den Beſtand der preußiſchen Monarchie zu garantiren; außerdem 
würde das neue polniſche Reich das Beſtreben haben, ſich nach der See aus⸗ 
zudehnen. So würde man ſtatt des jetzigen ruhigen (Heiterkeit) einen ſehr 
unruhigen Nachbar haben. Er glaube, kein Staatsmann, auch die nicht, 
welche jetzt Oppofition machen, — würde in gleicher Lage anders haben han⸗ 
deln können, als die Regierung. Er ſehe in ihrem Vorgehen nur das Be⸗ 
ſtreben, die preußiſchen Staatsangehörigen zu ſchützen. Er wünſche, daß alle 
andern Regierungen in anderen Fällen das Nichtinterventionsprincip nie 
mehr verletzt hätten, als die preußiſche Regierung in dieſem Falle. Er ſei 
alſo gegen die Reſolution, weil ſie ein unbegründetes Tadelsvotum gegen 
die Regierung enthalte. Er ſei aber auch dagegen, weil ſie ein Mißtrauen 
enthalte gegen Rußland. 


Er habe deſſen Politik nicht zu vertheidigen, könne aber nicht vergeſſen, 
daß wir jetzt das fünfzigjährige Jubiläum jener Zeit feiern, wo Rußland 
zur Wiederherſtellung Preußens beigetragen. Rußland verlange keine 
zGensdarmeriedienſte“ von Preußen, ſondern Schutz der Grenzen. Er freue 
ſich, daß die preußiſche Regierung, unbeirrt durch die liberale Preſſe, gerade 

as gewählt und ergriffen habe, was im wohlverſtandenen preußiſchen In⸗ 
terefje am ſchnellſten zur Unterdrückung des Aufſtandes führe. Sie babe 
recht eigentlich preußiſche, nicht ruſſiſche Politik getrieben. Sie habe ſich da⸗ 
mit durchaus nicht verantwortlich gemacht für die Art, wie die ruſſiſche 
Regierung ihre Armee rekrutire. — Er ſtimme endlich gegen die Reſolution, 
weil dieſelbe nicht im Intereſſe der polniſchen Frage gefaßt werden ſolle, 
ſondern als ein neues Mittel der Aufregung des Landes gegen das Mini⸗ 
ſterium, als ein neues Mittel der Oppoſition. Die Gemäßigten im Hauſe 
ſeien nur mitgeriſſen worden zur Beiſtimmung, das beweiſe der Verlauf 
dieſer Angelegenheit. Die Sache habe angefangen mit einer polniſchen In⸗ 
terpellation, die aber unterſtützt war von einer Anzahl deutſcher Abgeord⸗ 
neten, Er begreife nicht, wie deutſche Abgeordnete den betreffenden Erlaß 
zum Gegenſtande ihrer Kritik machen konnten, da die Fortſchrittspartei ſich 
doch die „deutſche“ nenne. Daran habe ſich die zweite Interpellation ges 
knüpft, auf die man eine Antwort gar nicht erwartet habe, gar nicht habe 
erreichen wollen. Nur die Beſprechung ſei bezweckt geweſen und dieſe habe 
denn eine Rede gebracht, die ihn (Redner) ſtark an die Zeit der National⸗ 
Verſammlung erinnert, die vor ſeinem inneren Auge eine Reihe von Bil⸗ 
dern heraufbeſchworen habe. (Heiterkeit). Daran ſchließe ſich die gegenwär⸗ 
tige, angeblich unparteiiſche Reſolution, die aber nur gegen die ruſſiſche Re⸗ 
gierung gerichtet ſei. Es könne nicht im Intereſſe Preußens liegen, auch 
nur den Schein anzunehmen, als ob es die Revolution begünſtige. Bei 
uns habe bisher der Grundſatz gegolten, „das Recht geht vor Gewalt.“ 
Er habe aber nicht nur gegolten, ſeines Erachtens gelte er auch noch heuti⸗ 
gen Tages, und er (Redner) wünſche, daß er dieſe Geltung ſtets behalte. 
(Beifall von den Conſervativen). 
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Abg. v. Rönne (Solingen): Die Fortſchrittspartei habe ihre Reſolution 
eingebracht im Sinne von ganz Preußen, ganz Deutſchland, der civiliſirten 
Welt. Die Theilung Polens ſei ihrer Zeit gerechtfertigt worden durch 
die dort herrſchende Anarchie; man habe geſagt, wenn es in des Nachbars 
Haufe brenne, dürfe man dort löſchen, ja wohl löſchen, aber nicht rauben 
und plündern! Der Anarchie ſei unter dem ruſſiſchen Regimente nicht der 
beſſere Zuſtand gefolgt, den man hätte erwarten dürfen. In das neapoli⸗ 


taniſche Muſterregiment hätten ſich vor einigen Jahren die civilifirten Na⸗ 


tionen eingemiſcht, um ihm Einhalt zu thun; in das ruſſiſche Muſterregiment 
miſche ſich die preußiſche Regierung ein, um es zu unterſtützen. Daß die 
Landespolitik ſich nicht in die auswärtige Politik zu miſchen habe, ſei als 
ein überwundener Standpunkt anzuſehen, nachdem ihn ſogar Schmerling in 
Oeſterreich aufgegeben. Wie könne derſelbe auch feſt gehalten werden. Die 
kleine Partei, welche ſich hier ſeit Jahren jedem Fortſchritt widerſetze, ſtehe 
im Bunde mit einer anderen kleinen Partei in Rußland, die dort die Mes 
formpläne des Kaiſers au bintertreiben ſuche. (Hört! Hört!) Dieſe beiden Bars 
teien bilden die heil. Allianz im Kleinen nach. Die maßloſe Ausdehnung des 
zu Gebiets habe ſchon vor Jahrzehnten Bedenken erregt; wie bätten ſich 
dieſe durch die Eiſenbahnen noch geſteigert! Rußland hade zwar ſeit dem 


babnten Reformen werde es ſich wieder ſtärken. Die Welt wiſſe ſehr wohl, 
daß die Politik der Regierung nicht die des preußiſchen Volkes ſei, aber dem 
Ausland könne man dieſe Ausrede nicht entgegenſetzen. Das Volt müſſe 
daher gegen die Politik der Regierun proteſtiren, und davon ſei von den 
Kaufmannſchaften bier und in Stettin ein ſchöner Anfang gemacht. Man 
müſſe fi beſtreben, ähnliche Nachtheile von ſich abzuwälzen, wie einſt die 
Einverleibung Krakau's in Oeſterreich fie über Preußen verbängt, Die mit 
Rußland beftehende Kartell⸗Conventionen böten dem Auslande Anlaß zu ge⸗ 
rechter Entrüſtung; dieſelben ſeien bei der letzten Erneuerung dem Abgeord⸗ 
netenhauſe nicht vorgelegt, und man müſſe daher dagegen, daß nach denſel⸗ 
ben verfahren werde, proteſtiren. Die ausdehnende Auslegung, welche die 
Regierung denſelben auch auf die politiſchen Verbrechen gegeben, verſtoßen 
gegen die völkerrechtlichen Prinzipien. Das Haus müfle mit aller Macht 
gegen eine Politik ankämpfen, die die Intereſſen des Landes und der Dy⸗ 
naſtie bedrohe. (Bravo.) 


Abg. Röpell (Oels): Meine Herren! Ein Redner, der vor mir auf der 
Tribüne ſtand, hat ſeine N darüber ausgeſprochen, daß dieſes 
Haus eine Reſolution, wie die vorgeſchlagene, beſchließen will. Ich kann 
nur ſagen, ich wundere mich über ſeine Verwunderung; denn wenn irgend 
jemals das Haus eine Veranlaſſung hatte, feine Stimme zu erheben, fo ift 
es meiner innigſten Ueberzeugung nach in dieſer Sache. Die Regierung 

ält es, bei der Lage der Dinge im Nachbarlande, für nothwendig, Truppen⸗ 
aſſen an der Grenze zu concentriren; fie beruft zu dieſem Zwecke die Re⸗ 
3 ein, d. h. fie ruft unſere Jugend von ihren bürgerlichen Arbeiten ab; 
ie ſchließt darauf eine Convention, welche die höchſten Intereſſen eines gro⸗ 
ßen Theils unſerer Mitbürger, die Intereſſen der Sicherheit der Perſon und 
des Eigenthums berührt. Das Gerücht von diefer Convention dringt in die 
öffentlichen Blätter; die Grenzprovinzen gerathen in Unruhe, und als in 
dieſem Haufe die Landesvertretung die doe an die Staatsregierung ftellt: 
wie es mit dieſer Convention ſei, ſo erfolgt keine Antwort. Die Staats⸗ 
Regierung lehnt es ab, der Landesvertretung irgend welche Auskunft dar⸗ 
über zu geben. Meine Herren, wenn es noch eines Beweiſes bedurft hätte, 


welche Stellung die Staatsregierung der Landesvertretung gegenüber ein 


Dies habe ſich nicht nur 1831, 


N en gefährlich zu fein, aber durch . der anger ' 
e 
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nimmt und feſthalten will, ſo hat das letzte Verfahren der Staatsregierung Neuen und 0 
v 


uns dieſen Beweis ſattſam geliefert, k 
Wenige Tage nachdem der Minifter die Antwort verweigert, mußten wir 
aus den Verhandlungen des engliſchen Parlaments erfahren, daß der ruſſi⸗ 
ſche und preußiſche Botſchafter dem engliſchen Miniſterium den Abſchluß 
einer Konvention angezeigt haben, einer Convention, die den Truppen einer 
fremden Macht das Recht giebt, große Strecken unſeres Landes zu einem 
Kriegsſchauplatz zu machen. Meine Herren, mit welchen Gründen rechtfer⸗ 
tigt die Regierung dieſe Convention? Sie hat uns die Gründe ſpeziell nicht 
angegeben, aber qus den Worten des Herrn Miniſterpräſidenten m der Siz⸗ 
zung vom 16. Februar bei Gelegenheit der Beantwortung der Interpellation 
des Abgg. Kantak und Genoſſen geht deutlich der allgemeine Geſichtspunkt 
bervor, aus dem die Convention 8 f. J iſt, daß die Convention noch 
weitere Dinge im Auge. bat, als nur die Sicherſtellung der Grenzen. Abg. 
v. Gottberg bat vorher geſagt, er ſehe gar keinen Grund ein zu der Be: 
fürchtung, daß die Regierung etwas mehr beabſichtige, als nur unſere Gren- 
zen zu ſchüßen. M. H.! wenn es heißt, die Pflicht der Regierung ſteht feſt, 
eder Bewegung entgegen zu treten, ohne abzuwarten, daß ſie vielleicht er⸗ 
Hark, fo heißt das nichts anderes, als der Bewegung im Königreich Polen 
entgegen zu treten und fie niederzuſchlagen. Ich will Sie nicht aufhalten 
mit einer Schilderung der Gefahren, welche jede Intervention mit ſich führt; 
eine Intervention iſt nur heilſam, und wird nur dann gerechtfertigt werden 
können, wenn ſie hervorgeht einerſeits aus einer beſtehenden Verpflichtung, 
und andererſeits aus einer Erkenntniß eines ganz klaren und unzweideutigen 
Rechtes. Die wiener Verträge haben Preußen keine Verpflichtung auferlegt. 
Alles, was die wiener Verträge ins Leben gerufen haben, als eine natio⸗ 
nale Armee, nationale Juſtiz und Adminiſtration, es exiſtirt in Polen nicht 
mehr, und an die Stelle deſſelben iſt getreten eine ruſſiſche Herrſchaft, welche 
mit vollem Fug und Recht den Namen des Despotismus trägt. Dies hat 
30 992 gedauert. a 
ch will dieſe Deſpotie nicht ſchildern, nur eins will ich erwähnen zur 
Cbarakteriſtik, wie Rußland die Verträge in Polen erfüllt hat, nämlich die 
faſt gänzliche Unterdrückung aller höheren Bildungsanſtalten, nicht blos der 
Univerſität, ſondern auch der Realſchulen und Gymnaſien. (Hört! Hört!) Es 
iſt ein ſchweres Wort, Entwicklung der Volksbildung zu unterbinden; wollen 
Sie einen Zeugen hören über die Wirkung der Maßregeln der ruſſiſchen Re⸗ 
erung, fo kann ich Ihnen das Zeugniß eines Mannes, eines Freundes der 
‚Rufen anführen, des Mannes, der heute an der Spitze der ruſſiſchen Re⸗ 
gierung in Warſchau ſteht, des Markgrafen Wielopolski. In einer Schrift 
vom Jahre 1846 jagt er etwa Folgendes: In dieſem Gegenſatz von Polen 
und Ruſſen, in der Nothwehr gegen die Deſpotie der Ruſſen verhärten ſich 
die beſten Züge des polniſchen Charakters; die Vernunft und Empfindung 
verſchlechtern ſich und die Würde der menſchlichen Natur wird verdorben ꝛc. 
Dieſe Zuſtände dauerten bis zur Thronbeſteigung Kaiſer Alexanders; Wie⸗ 
lopolski wurde an die Spitze der Regierung geſtellt, der Zweck, eine Verſöh⸗ 
nung der polniſchen Nation mit Rußland herbeizuführen, nicht erreicht. 
Woher iſt es gekommen, daß die Politik Wielopolski's nicht eine Partei in 
1 * für ſich hatte? Der Grund liegt offen vor aller Welt; der Grund iſt 
er, daß man in Polen ganz allgemein weiß, daß der letzte Gedanke dieſer 
Reform⸗ Politik nicht die Ausſöhnung der Polen mit den Ruſſen iſt, ſondern 
die Verſchmelzung beider. Für uns iſt es von dem größten Intereſſe, zu 
wiſſen, daß dieſe Politik iſolirt ſteht und daß die Nation von ihr nichts 
wiſſen will. M. H.! Wenn das die Lage der Dinge in Polen iſt, ſollen wir 
dieſe ruſſenfreundliche Politik unterftügen durch eine Intervention? Sollen 
wir unſer Blut und Eigenthum hingeben, um die ruſſiſche Macht in Polen 
zu verdoppeln? Das wäre eine ſehr falſche Politik. Der Herr Miniſter⸗ 
Präſident ſagte: Die Sicherheit des preußiſchen Staates würde gefährdet, 
wenn die polniſche Inſurrection ihre Zwecke erreiche. Nun, m. H., die Sicher⸗ 
heit des preußiſchen Staates wird ganz gewiß gefäbrdet, wenn die ruſſiſche 
Macht in Polen noch ſtärker wird, als bisyer. (Sehr richtig.) 
Der Herr Miniſterpräſident ſagt, die Bewegung ginge auf die Herſtellung 
eines unabhängigen polniſchen Reiches in einer dem früheren Zuſtande deſ⸗ 
ſelden ſich annähernden Ausdehnung, und deshalb wäre die Regierung ver⸗ 
pflichtet, einzuſchreiten. Meine Herren, darin wird Jedermann übereinſtim⸗ 
men, daß die Integrität unſeres Staatsgebiets vollkommen gewahrt iſt. Bei 
Einzelnen könnte der Plan, die preußiſchen Provinzen mit in den Aufſtand 
hineinzuziehen, wohl vorhanden ſein, im Allgemeinen exiſtirt er nicht. Es 
wäre zu thöricht, wenn die Polen Rußland, Preußen und Oeſterreich ſich zu 
gleicher Zeit auf den Hals ziehen wollten. enn nun die Frage, ob ein 
‚unabbängiges Polen für Preußen gefährlicher iſt, als ein ſtarkes Rußland, 
gegenwärtig nicht vorliegt, fo gewinnen die böheren und fittliben Geſichts⸗ 
Punkte der Politik ein doppeltes Gewicht. Meine Herren! Wir feiern in 
dieſem Jahre das Andenken an die Tage der Erhebung unſeres preußiſchen 
und deuiſchen Vaterlandes. Wir feiern damit die neue beſſere Gründung 
‚einer nationalen Selbſtſtändigkeit, und das ift ja eben eines der fruchtreich⸗ 
ſten Reſultate der Napoleoniſchen Epoche, daß ſie das nationale Bewußtſein 
20 ein neues, ſehr bedeutendes Factum in die Entwickelung der n 
„unjeres Jahrhunderts eingefügt hat. Dieſes nationale Bewußtſein iſt der 
Hebel aller Erſcheinungen geweſen und, meine Herren, wir ſollten beſtreiten, 
daß auch die Polen eine Nation ſind? wir ſollten es beſtreiten im Angeſicht 
einer Jahrhunderte langen Geſchichte, einer Geſchichte, welche allerdings ihre 
chlacken, aber auch die ruhmvollſten Tage hat? Eine Nation, wie dieſe, 
irbt nicht, und wer von uns wollte ihr verdenken, daß ſie nicht ſterben will, 
daß ſie danach ſtrebt, die Unabhängigkeit zu gewinnen? 

Nun ſagt man, die Polen wären nicht fähig, einen Staat zu erhalten. 
Meine Herren! Seien wir nicht zu voreilig mit einem ſolchen Urtheil. Die 
Erfahrung der letzten Jahre hat uns gezeigt, wie trügeriſch ein ſolches Ur⸗ 
tbeil iſt. Es iſt noch gar nicht lange her, daß alle politiſchen Leute in 
Europa es nach den bisherigen Erfahrungen für unmöglich hielten, daß die 

taliener zu einem Reich ſich zuſammenſchaaren würden. Aber jetzt iſt der 
nfang gemacht, freilich it noch nicht Alles gelungen, aber was ſie geleiſtet 
haben, läßt annehmen, daß ihnen noch mehr gelingen wird. Denken wir an 
uns ſelbſt, wie ſchwer wir ringen, um zu einer Einheit zu gelangen, und 
urtheilen wir nicht zu voreilig über die Fähigkeiten einer großen Nation, 
Alſo das Intereſſe Preußens erfordert die ſtrengſte Neutralität, und dieſer 
Grundgedanke iſt am beſten in dem Amendement v. Bonin ausgeſprochen. 
Daſſelbe vermeidet die Mißdeutungen, denen die von der Commiſſion 
empfohlene Reſolution ausgeſetzt iſt. Es ſpricht das aus, was in erſter 
Reihe auszuſprechen iſt: „Die Regierung möge ſich auf den Schutz der 
Grenzen beſchränken und nichts darüber hinaus thun.“ Mögen Sie nun 
das Amendement oder die von der Commiſſion vorgeſchlagene Faſſung der 
Reſolution annehmen, ich ſpreche die Hoffnung aus, daß ein mit großer 
Mehrheit gefaßter Beſchluß dieſes Hauſes, welcher ausſpricht: „Preußen hat 
gegenüber der nationalen Bewegung in Polen neutral zu bleiben“, nicht ohne 
Wirkung bleiben wird. Ich ſchließe mit dem Satze: Diseite justitiam moniti 
non temnere dicas| (Bravo.) 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: In der augenblicklichen Abwe⸗ 
ſenheit des Herrn Miniſterpräſidenten mochte ich nur die Bemerkung machen, 
daß es nicht ein ſo unerhörter Zuſtand in der Diplomatie iſt, daß eine 
Convention, welche der Landesvertretung noch nicht vorgelegt iſt, irgend 
einer andern Reglerung vertraulich mitgetheilt wird. Das kann darin ſei⸗ 
nen Grund haben, daß die Convention entweder nicht ganz fertig iſt, oder 
daß darin Beſtimmungen enthalten ſind, welche es nicht nöthig machen, ſie 
der Landesvertretung vorzulegen. Dies ſchließt aber nicht aus, daß die 

„Convention andern Na aue vertraulich mitgetheilt werden kann. In⸗ 
dem ich dieſen Grundſatz aufitelle, will ich damit nicht behaupten, daß dies 
efcheben ſei; darüber ſich zu erklären, muß ich dem Herrn Miniſter des 
Auswärtigen überlaſſen. ; a | 
Nur noch ein Faktum will ich anführen. Die Cartelconvention mit 
Rußland iſt ein unbeſtrittenes Geſetz; ich kann nicht abſehen, daß eine ſolche 
Convention nicht angewendet werden ſoll in Zeiten der Gefahr. Eine ſolche 
Auffaſſung kann ich nicht theilen; was die Anführung betrifft, daß vier 
Leute an Rußlano ausgeliefert ſein ſollen, fo muß ich bemerkten, daß vier 
legitimationsloſe Perſonen auf dem Bahnhofe arretirt worden ſind, alle mit 
abgelaufsnen alten ruſſiſchen Päſſen verſehen. Auf dieſes Factum hin find 
e den Beſtimmungen der Cartellconvention zufolge, einfach nach der ruſſi⸗ 
chen Grenze ausgewieſen worden (Gelächter), gemäß der Beſtimmung, daß 
unſeretſeits ausgewieſen werden kann; ruſſiſcherſeits angenommen werden 
muß. Das iſt das Factum. 2915 ner 
Abg. Dr. Becker (Dortmund): Von einer Seite iſt dieſem Haufe gewiſſer⸗ 
maßen die Legitimation beſtritten worden, auswärtige Angelegenheiten zum 
Gegenſtande der Debatte zu machen und meinen politiſchen Freunden als 
Underträglich mit ihrem Programm vorgeworfen worden, daß ſie Maßregeln 
zum Schutz der Deutschen kritiſiren wollen. Wir ſind nicht an dieſe Frage 
angetreten, ſondern dieſe Frage iſt an uns herangetreten, fie iſt über uns 
e Wir hahen uns damit befaßt, weil unſere Staatsreg. fie über 
gänge wacht hat. So weit dieſes Haus Einfluß haben kann auf die Vor⸗ 
et ni ee Polen, ſo wenig unterliegt dieſes Haus dem Einfluß 
elner Organe die. Das ſpreche ich aus gegen die Verdächtigungen ein⸗ 
zelner grgage der Preſſe, die ſich den Fu geben, die n zu 
vertreten. Dieſes iſt ei i ET 95 
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ezifiſch preußiſchen Intereſſen, fo ift dieſer Bruchtheil doch fo 

chwindend klein, daß er nicht in Betracht kömmt. Es iſt eine signatura 
temporis, daß wir in dieſe Debatte gekommen, daß unſere Staatsregierung 
die Kenntniß von dem Allernothwendigſten vorenthält, namentlich aber die 
Kenntniß von den Verpflichtungen, die ſie für den Staat und ſomit für die 
Angehörigen des Staates übernommen hat. Wir können dies nicht mit Still⸗ 
ſchweigen übergehen. Seitdem Bevollmächtigte das preußiſche Gut und Blut 
preußiſcher Unterthanen zur Verfolgung ruſſiſcher Unterthanen angeboten ha⸗ 
ben, können wir uns in preußiſchem Intereſſe nicht mehr von dieſer Frage 
dispenſiren. Ich will nicht reden von den Vorfällen in Gleiwitz und Gollub, 
von der angekündigten brutalen Militärherrſchaft in Weſtpreußen, von den 
ſtattgefundenen Grenzüberſchreitungen ꝛc.; ſoviel aber iſt gewiß, daß Preußen 
in ſchwere Mitleidenſchaft gezogen iſt für ruſſiſche Intereſſen, Das preuß. 
Abg. ⸗Haus hat ſich zu erinnern, wo die Anfänge der jetzigen Zuftände und 
Verhältniſſe liegen. Seit dem Tage, wo Preußens neue Machiſtellung ge 
ſichert war, ſeit dem Ende des ſiebenjährigen Krieges ſind die Polen die 
Ruſſen nicht mehr los geworden, denen es nicht gelungen war, ſich durch ein 
Stück von Preußen zu vergrößern. 

Redner geht nunmehr auf die drei Theilungen Polens ein, führt aus, 
daß Preußen bei der erſten Theilung diejenigen Stücke zu nehmen befugt ge⸗ 
weſen, die früher dem deutſchen Ritterorden unterworfen geweſen, was darüber 

inaus geſchehen, ſei aber unerhört geweſen. Den Vorwand zur zweiten 
heilung, fährt er fort, haben die Unrühen in Polen ſelbſt gegeben, den Vor⸗ 
wand zur dritten Theilung, daß die Polen die zweite ſich nicht wollten gefallen 
laſſen. Aus den im Jahre 1791 geſchloſſenen polniſchen Verträgen und aus 
der polniſchen Verfaſſung vom ſelben Jahre kann man ſich überzeugen, daß 
das polniſche Staatsrecht ein großes Stück voraus war den ſtaatsrechtlichen 
Anſchauungen nicht blos derer, welche damals in Preußen lebten, ſondern ſelbſt 
mancher ſolcher, die im J. 1863 leben (Hört! Hört!). Dieſe Verfaſſung ga- 
rantirte eine freie Selbſtverwaltung, fie gab die Habeascorpusacte, ſie iſt 
älter, als die franzöſiſche Verfaſſung. Preußen hatte die dadurch eingeführten 
inneren Reformen verbürgt, ein Schutz und Trutzbündniß deshalb mit Polen 
abgeſchloſſen, und es hat, als Rußland Polen überfiel, ſeine Verpflichtung 
nicht erfüllt. Der große Hiſtoriker Schloſſer nennt das damalige Ver⸗ 
fahren alte Polen eine Kette von Sophiſtereien zur Verlarvung einer ju⸗ 
riſtiſch⸗militäriſchen Gewaltthat. Es iſt auch wohl, Zeit daran zu erinnern, 
daß preußiſche Staatsmänner auf die zweite Theilung Polens nur eingehen 
konnten, weil ſie bereit waren, das linke Rheinufer abzugeben. Welche Schäden 
daraus füt Preußen entſtanden ſind, iſt bekannt. Nimmermehr würde der 
Krieg von 1806 und 1807 einen ſo unglücklichen Ausgang gehabt haben, wenn 
nicht ein Drittel der preußiſchen Armee aus Polen beſtanden hätte, die zu 
den Franzoſen übergingen. Nicht die Franzoſen allein haben Preußen damals 
geſchlagen, die Polen And es geweſen. In der erften Theilung bekam Preußen 
ein Sechſtel von dem Antheil Rußlands, in der zweiten ein Viertel. Es ver⸗ 
lor 1807 unter Mitwirkung der Ruſſen von der ganzen polniſchen Beute drei 
Viertel, d. h. es blieben ihm von einem Gebiete, das größer war als das 
Kaiſerreich Frankreich, von 13,500 Quadrat⸗Meilen, nur 1,807 Q.⸗M.; auf 
dem wiener Congreß erhielt es dazu noch 25 oder 30 DM. \ 

Davon gehörten 1309 M. zum Netzediſtrikt und 1009 M. haben eine 
überwiegend deutſche Bevölkerung, die anzunehmen alſo keine preußiſche 
Regierung Bedenken zu hegen brauchte. — Als Preußen ſich im Jahre 
1815 von Neuem zum Complicen dieſer Theilung machte, da ſollten die Nach⸗ 
theile, welche damit für Preußen verbunden waren, wenigſtens einigerma⸗ 
ßen aufgewogen werden durch Nebenverträge. Darin war zwar nur von 
Polen die Rede, es konnte uns aber nicht gleichgiltig ſein, ob dieſelben ge⸗ 
halten werden, da ſie die nationale Selbſtändigkeit Preußens vorausſetzen. 
Preußen hat die Pflicht gehabt, darüber zu wachen, nicht blos im Intereſſe 
der er polniſcher Zunge, ſondern im Intereſſe aller Preußen. Es iſt 
für Preußen nicht gleichgiltig, ob der Art. 31 der polniſchen Verfaſſung vom 
17. Nov. 1815 19 5 gilt, welcher der polniſchen Nation für ewige Zeiten 
eine nationale Repräsentation, aus zwei Kammern beſtehend, zuſagt. Dieſe 
Verheißung iſt von Preußen, wie von allen Mächten, die Theil N 
haben an den Verträgen von 1815, garantirt. Zur Aufrechterhaltung die⸗ 
ſer Verträge ſind vor Allem die Nachbarn berufen u. diejenigen Staaten, 
welche ſelbſt eine nationale Repräſentation haben. Die perfide ruſſiſche Aus⸗ 
Laune dieſer Verträge u. die furchtbaren Maßregelungen, denen der pol- 
ni 2 Patriot bis 1830 1 9 war, ſind bekannt. Wenn das kein Rechts⸗ 
titel war zur dis Revolution, dann war auch dieſe Revolution kein 
Rechtstitel für die ſpätere Wegwiſchung, die Annullirung aller Verträge. 

Es iſt leider eine Thatſache, daß die preußiſche Regierung zu alledem Ja 
geſagt hat, daß ſie die Abſchließung Polens durch eine chineſiſche Mauer, 
die Beſchädigung des Wohlſtandes preußiſcher Staatsangehöriger geduldet, 
daß fie Cartellverträge abgeſchloſſen hat, durch welche jene Mißregierung 
erſt moglich geworden iſt. Es iſt aber kaum zu verwundern, daß eine Re⸗ 
gierung, welche die Verheißungen, welche ſie ſelbſt im Jahre 1815 gegeben, 
ſo lange nicht erfüllt hat, nicht in der Lage war, die ruſſiſche Regierung an 


die Erfüllung der ihrigen zu mahnen. Seit Preußen ein conſtitutioneller 


Staat war, iſt die Sache jedoch eine andere; fetzt war es an der Zeit, die 
ruſſiſche Regierung an jene Erfüllung zu mahnen. Wenn ſchon die frühere 
Regierung die paſſende Gelegenheit dazu verſäumt hat, fo iſt es nicht zu 
verwundern, daß die jetzige Regierung jene von Schloſſer gekenn eichnete 
Richtung mehr beachtet, als die materiellen preußiſchen Intereſſen. Die Lan⸗ 
desvertretung aber kann nicht umhin, es auszuſprechen, daß ſie die Vernich⸗ 
tung eines ſelbſtändigen polniſchen Reiches für ein Unglück hält an der pol- 
niſchen Nation, an dem Frieden Europas, daß Preußen kein Intereſſe hat 
an der Aufrechterhaltung der ruſſiſchen Herrſchaft in Polen. — Redner wen⸗ 
det ſich nunmehr zur Widerlegung des Einwandes, daß die Integrität des 
preußiſchen Staates ſelbſt durch Gelingen des volniſchen Aufſtandes, durch 
Errichtung eines neuen polniſchen Reiches gefährdet ſei. — Ich glaube nicht, 
daß das Polen von 1772 wieder herzuſtellen ſei; das heutige Polen müſſe 
ein ganz anderes fein. Das deutſche Volk kann und wird die deutſchen Hä⸗ 
fen Danzig und Elbing nie abtreten; keine Scholle Landes, das deutſche 
Betriebſamkeit urbar gemacht, darf abgetreten werden, kann abgetreten wer⸗ 
den. Ein polniſcher Staat iſt ein beſſerer Nachbar für Preußen, als ein 
ruſſiſches Reich. Das polniſche iſt kein ſeefahtenoes Volk; ihm wird der 
Beſitz der Oſtſeeprobinzen nichts nützen. . 

Rußland aber bat doch wenigſtens eine Marine. Wenn Polen definitiv 
dem ruſſiſchen Reiche einverleibt iR, dann iſt deſſen Beſitz Jeu Pabe höͤchſt 
gefährlich für Deutſchland. Es wird den Polen wohl ihre Betheiligung an 
der Schlacht bei Leipzig vorgeworfen; und es iſt richtig, daß ſie ſich von 
Napoleon damals haben führen oder vielmehr anfahren laſſen. Aber nicht 
die Polen, ſondern die Franzoſen, die deutſchen Rheinbundfürſten ſind die 
geſchlagenen geweſen. geziemt gewiß am wenigſten einer deutſchen Lan⸗ 
desvertretung eine derartige Moral zu vertreten. — Ich reſümire mich: 
Deutſchland hat kein Intereſſe daran, daß Rußland Polen abſorbirt wohl 
aber hat es ein Iniereſſe an einem telbititändigen Polen. Und da das 
Miniſterium uns jede Auskunft verweigert, wir alſo auf allgemeine Sätze 
angewfeſen find, müſſen wir uns darauf beſchränken, dies im Allgemeinen 
auszuſprechen. Dieſer Nothwendigkeit gegenüber bitte ich Sie, m. H., auch 
jede etwaige ſubjective Antipathie gegen Polen zurücktreten zu laſſen. Es 
ift ein Unterſchied zwiſchen Gernhaben und politiſcher Nothwendigkeit. 
Gleichzeitig iſt unſer Proteſt gerichtet gegen die Leichtfertigkeit, mit welcher 
uns dle Convention in auswärtige Händel bringen könnte, und fie foll aus⸗ 
drücken, daß es uns nicht gleichgiltig fein kann, ob dieſelbe Politit wieder 
berrſchen ſoll, wie vor fieben Jahren. Soll ich ſchließlich den Commiſſions⸗ 
Antrag mit dem Amendement vergleichen, fo komme ich zu dem Schluß, daß 
an dem einen wie an dem anderen etwas ausgeſetzt werden kann. Indeſſen 
lege ich kein großes Gewicht auf die Abweichungen. Die Möglichkeit, daß 
die Reſolution mißverſtanden werde, läßt jede der vorliegenden Faſſungen zu. 
Gegen die Böswilligkeit giebt es keine Argum ) 
welche fih gegen das Minifterium richtet, wird dieſelbe Interpretation finden. 
Ich ſtimme principaliter für den Commiſſions⸗Antrag. (Beifall.) 

Miniſter Graf Eulenburg: Der Abg. Becker hat von brutaler Mlli⸗ 
tärwirthſchaft in Weſtpreußen geſprochen. Dies nimmt ſich im Munde eines 
preußiſchen Abgeordneten mindeſtens eigenthümlich aus, wenn man bedenkt, 
daß es preußiſche Truppen find, welche allein in Weſtpreußen ſtehen, und 
welche jetzt in allen Grenzkreiſen verſtärkt worden find auf den Wunſch der 
gefährdeten Bewohner. Ich conſtatire, daß in allen Grenzorten das drin⸗ 
gende Verlangen nach Schutz durch unſer Militär ausgeſprochen worden ift 
und conſtatire ebenſo, daß die betreffenden Landestheile amtlich und außer⸗ 
amtlich ſich dankbar gezeigt haben für, bie Regierungsmaßnahmen und nament⸗ 
lich für die von der Regierung durchgeführte Armeereorganiſation (Aha! im 
ganzen Hauſe), welche allein dieſe Maßnahmen möglich gemacht hat. Au 
eine andere Bemerkung des Vorxedners, die ruſſiſchen Grenzen ſeien durch 
preußiſche Truppen bereits üderſchritten, bezeichne ich als entſchieden unrich⸗ 
tig. Auf die erſten Zeitungs nachrichten Über die Vorgänge in Gollub babe ich 
von dem Landrath des Kreiſes Strasburg in Weſtpreußen telegraphiſch Aus⸗ 
kunft über den angeregten Vorfall erfordert. Ich habe in Folge deſſen heute 
telegrappiſche Antwort erhalten, die ich wörtlich mittbeile. — Der Minifter 
verlieſt das Telegramm, deſſen weſentlicher Inbalt lautet: In der Nacht 
vom 18. zum 19. d. M. iſt die die preuß che Stadt Gollub mit de 1 5 
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ren. Von einer Belegung des letzteren Ortes durch preußiſche Truppen ift 


wagen ſich jetzt nicht mehr gegen Dobrzyn.“ 

„Miniſterpräſident v. Bismarck⸗Schöͤnhauſen: M. H.! Geſtatten 
Sie mir zünächſt einen kurzen Rückblick auf die Verhandlungen der Frage 
in dieſem Haufe. Es hatte nichts Ueberraſchendes, daß die Herren Abge⸗ 
ordneten polniſcher Nation dieſen äußeren Anlaß benutzten, um ibren anti⸗ 
preußiſchen Tendenzen einen neuen Ausdruck zu geben. Bedenklicher war es 
ſchon, daß die Interpellation von deutſchen Abgeordneten mit unterſchrieben 
war. Die Neigung, ſich für fremde Nationalität l begeiſtern, wenn auch 
das eigene Vaterland darunter leidet, iſt eine politifche eien de⸗ 
ren geographiſche Verbreitung ſich leider auf ig Ude beſchränkt (Geläch⸗ 
ter). Darauf folgte die Interpellation der Abg. Schulze und v. Carlowitz. | 
Durch dieſelde wurde die kgl. Regierung aufgefordert, die über eine bren⸗ 
nende europäiſche Frage noch ſchwebenden Verhandlungen der öffentlichen 
Kritik preiszugeben. Die kgl. Reg. ſah es durch die Stagtsintereſſen vorge⸗ 
ſchrieben, die Antwort abzulehnen. In jedem anderen Parlamente würde 
die ſtrengſte Oppofition von der Verfolgung der Sache Abſtand genommen 
baben, und ich knüpfe daran den Wunſch: geben Sie uns ein engliſches 
Unterhaus, und dann fordern Sie von uns engliſche Inſtitutionen (Wider⸗ 
ſpruch, Ruf: Oberhaus!) Das Oberbaus iſt weniger wichtig (Heiterkeit). 
Das Partei⸗Intereſſe ſchien mit dem Staatsintereſſe nicht zuſammenzutref⸗ 
fen. Das Haus forderte die Discuſſion. In dieſer traten nur deutſche Red⸗ 
ner in unerbörter Weiſe auf. Der Abg. Waldeck verglich die Einziebung 
preußiſcher Reſerven mit dem Verkauf der heſſiſchen Landeskinder nach Nord⸗ 
amerika; der Abg. v. Unruh deutete unter Ihrem lebhaften Beifall an, daß, 
wenn aus den Vorkehrungen der Reg. auswärtige Verwickelungen entſtehen 
ſollten, die Mittel zur Landesvertheidigung dem Könige verweigert werden 
würden. Heißt das nicht dem Auslande zurufen: Kommt her, es iſt Zeit, 
der Augenblick iſt günſtig; Preußen iſt wehrlos (lebhafter Widerſpruch; ob, 
oh!). Es freut mich, daß Sie noch einen Ausdruck der Entrüſtung dafür 
haben (großer allſeitiger Widerſpruch. Ruf: zur Ordnung!). 

Vice⸗Präſident Behrend: Ich bitte 11 um Ruhe. Der Herr 
Miniſter⸗Präſident hat erklärt, er freue ſich über den Ausdruck der Ent⸗ 
rüftung. Ob der Herr Miniſter⸗Präſident irgend eine Freude über das, 
was das Haus zu thun gedenkt, oder gethan hat, hier äußern will, iſt feine 
Sache; einen Ordnungsruf halte ich nicht für gerechtfertigt. (Beifall.) 

Miniſter-Präſident v. Bismarck: d will bier die Frage, in wie weit 
ein Ordnungsruf an das Staatsminiſterlum zu erlaſſen ist, nicht erörtern; 
aber ſollte er wieder in dieſer Weiſe in Anregung gebracht werden, ſo be⸗ 
halte ich mir die Erbrterung vor. — Meine Herren, die Drohung, Preußen 
wehrlos zu machen, ſprach derſelbe Abg. v. Unruhe aus, deſſen Name mit 
eee im Jahre 1848 — — — (Stürmiſche Unter⸗ 
brechung. 4 

Vice⸗Präſident Behrend: Ich muß dem Herrn Minifter + Präfidenten 
bemerken, daß die letzte Aeußerung mit der ganzen vorliegenden Frage in 
gar keiner Beziehung ſteht. * 

Miniſter⸗Präſident v. Bismarck: Ich kann dem Herrn Präſidenten das 
Recht zu einer Disciplinarrüge gegen mich nicht einräumen; ich habe nicht 
die Ehre zu biefer Verſammlung zu gehören, ich habe die Geſchäftsordnung 
nicht mit gemacht, ich habe den Herrn Präſidenten nicht mit gewählt. Die 
Disciplinargewalt des Herrn Präſidenten hat an dieſen Schranken (des Mi⸗ 
niſtertiſches) ibre Grenzen. Ich habe zum Vorgeſetzten nur Se. Maj. den 
König; ich nehme nicht das Wort kraft Ihrer Geſchäfts⸗Ordnung, fondern 
kraft der mir von Sr. Maj. dem Könige gegebenen Autorität; Sie haben 
nicht das Recht, mich zu unterbrechen. x 5 

Vice⸗Präſident Behrend: Ich babe dem Herrn Miniſter⸗Präſidenten das 
Wort nicht entzogen und nach der Verfaſſung nicht entziehen können. Aber 
nach der Geſchäfsordnung übt der Präſident des Hauſes die Disciplinarge⸗ 
walt ſoweit die vier Wände des Hauſes reichen (lebhafter Beifall), und dieſe 
Gewalt werde ich ausüben. 3 

Miniſter⸗Präſident v. Bismarck: Ich muß dieſe Anſicht als eine be⸗ 
zeichnen, welche vom Staatsminiſterfum nicht getheilt wird. Alfo ich habe 
geſagt, der Abg. v. Unruh, welcher i. J. 1848 feinen Namen mit der Steuer⸗ 
verweigerung — — — (lebhafte Unruhe, Zeichen der Entrüſtung; wieder⸗ 
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ce⸗Präſident Behrend: werde mich gendthigt ſehen, von der Des 
ſtimmun ber Geidäftenrbnung, in einem folden Fa 2 die Sitzung zu ver⸗ 
tagen, Gebrauch zu machen (Beifall), im Falle der Herr Miniſter⸗Präſtdent 
Aeußerungen wiederholt, von denen ich erklärt habe, daß fie nicht zur Des 
batte gehören (Beifall). 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Ich kann den Herrn Präſidenten nicht 
verhindern die Sitzung zu vertagen; ein zweimaliges Ausſprechen meiner 
Bemerkung iſt übrigens genügend. iwo e Ruf: vertagen! Glocke 
des Präſidenten. Ruhe.) Dieſe Drohung, Preußen dem Auslande gegen⸗ 
über wehrlos zu ſtellen, iſt eine unglückliche, aber es drängt ſich dabei die 
Bemerkung auf, daß mit der Tendenz auch die Namen des Jahres 1848 
wieder in den Vordergrund treten. Man ſchlägt Ihnen jetzt vor, die In⸗ 
ſurrektion unter Mieroslawski, durch Annahme der Reſolution Ihre Sym⸗ 
pathie zu bekunden. Ich habe keinen Beruf, die Abſteht der Herren Antrags 
ſteller zu kritiſiren! aber die thatſächliche Wirkung der Annahme des An⸗ 
trages wird die ſein, daß die Annehmer des Antrages bis zu einem gewiſſen 
Grade Partei ergeiften haben für die polniſche Inſurrektion. Unzwe felhaft 
iſt es, daß die Nachbarſchaft Kaiſer Alexanders für Preußen erwünſchter 
ſein muß als die Mieroslawskis, und in den Intereſſen Preußens, die be 
theiligt ſind, liegt es, daß der polniſche Aufſtand ſo kurze Dauer habe als 
möglich. Die Sympathien können in dieſer Frage fein, wo fie wollen; die 
preußiſchen Intereſſen können nach der politiſchen Nothwendigkeit, nach der 
geſchichtlichen Entwickelung, die unſer Staat genommen, nicht im Lager der 
Inſurgenten ſein. Ich habe auf eine nähere politiſche Entwickelung des 
Autrages gehofft, da in dem Berichte Eingangs geſagt iſt, die Berathung 
des Antrages hänge nicht ab von dem etwaigen Inhalt, den die Convention 
habe. Bei weiterer Durchleſung des Berichts habe ich dann aber gefunden, 
daß das Hauptmaterial deſſelben eben die Convention geweſen iſt. Geſtützi 
auf einen künſtlichen Indicienbeweis, deſſen einzelne Theile ſich auf lügen⸗ 
bafte und entſtellte Zeitungsnachrichten ſtützten, hat der Berichterſtatter eine 
Theorie aufgeſtellt von einem Gürtel und 500 Quadratmeilen, der der ruſſi⸗ 
ſchen Occupation wehrlos preisgegeben ſei. Weitere Gründe bat der ſonſt 
in Zuſammenſtellung der Thatſachen fo ſorgſame Berichterſtatter feiner Ar⸗ 
beit nicht einverleibt. Dieſe ganze Gürtelidee, mit der die ganze Sache 
1 85 fällt, iſt nun aber ein Phantaſiegebilde, eine müßige Erfindung. 

nruhe. 

Die in der Convention getroffenen Verabredungen ſichern Preußen vor 
dieſer Gefahr. Dem ruſſiſchen Militär iſt das Ueberichreiten der — 9 — 
Grenze nicht ohne dieſſeitige Genehmigung geſtattet. Ein ſolches Ueber⸗ 
ſchreiten hat bisher noch nicht ſtattgefunden, und wird, nachdem die Aus⸗ 
ſichten der Inſurrection chlechter geworden, auch in Zukunft nicht ſtattfin⸗ 
den. Die Convention ſchützt Leben und Eigenthum der preuß. Unterthanen. 
Die Inſurgenten haben bereits ihre nahe an der preußiſchen Grenze bele⸗ 
genen Lager tiefer in das Innere verlegt. Den Dank dafür iſt man zunächſt 
allerdings den Uebertreibungen ſchuldig, mit denen das Gerücht den Inhalt 
der Convention ausgeſchmückt. Aber von eben dieſen Uebertreibungen ruͤhrt 
der üble Eindruck her, den der Abſchluß der Convention im Auslande her⸗ 
vorgerufen. Kaum eine Unwahrheit, eine Entſtellung, eine Verdrehung hat 
man in der Preſſe unterlaſſen, alles natürlich in der patriotiſchen Abſicht, 
um das Ausland auf das Verfahren der preußiſchen Regierung aufmerkſam 
zu machen und zu einem Einſchreiten zu veranlaſſen (Unruhe. Eben dieſe 
Entſtellun en nun bilden noch das Material der gegenwärtigen Verhandlung. 
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ſchen Truppen geſtattet wird, in beſtimmten Fällen die preußiſche Grenze zu 
übertreten. Der Miniſterpräſident hat erklärk, es ſei dies bis jetzt nicht ge⸗ 
ſcheben, es werde „auch muthmaßlich nicht geſchehen.“ Dies „muth⸗ 
maßlich“ genügt mir, um gegen ein derartiges Abkommen Verwahrung 
einzulegen. Es verletzt die wahren Intereſſen Preußens nach drei Seiten. 
Es bedroht das Leben und Eigenthum der öſtlichen Grenzbewohuer Preußens. 
Es iſt gefährlich, weil es uns ohne Noth (ich betone das „ohne 88 10 in 
folgenſchwere Verwickelungen mit anderen Mächten bringen kann. Es iſt zu 
bekämpfen, weil es die Würde Preußens als Großſtaat verletzt. Was den 
erſten Punkt betrifft, ſo weiſe ich beſonders darauf hin, daß gerade in Be⸗ 
treff Poſens ein ſolches Engagement von beſonders ſchwerwiegender Bedeu: 
tung ſein kann. Ich kann es aus eigenſter Wahrnehmung beſtätigen, daß 
die Ruhe Poſens ſo ungefährdet geweſen iſt, wie in den friedlichſten Zeiten 
(bört!), daß erſt durch die Nachrichten von der Convention, die Beunruhigung 
hervorgerufen worden iſt, und zwar gerade bei dem loyalſten Theil der Be⸗ 
völkerung, bei den deutſchen Bewohnern der Provinz Poſen (hört!). Es liegt 
auf der Hand, daß, was die polniſchen Bewohner der Provinz betrifft, zu 
dieſen jeder polniſche Aufſtand jenſeits der Grenzen feine Beziehungen haben 
muß. Sie wiſſen ja, daß unſere verehrten Collegen polniſcher Nationalität 
wicberbolt erklärt haben, daß fie ſich nicht anſeben als Vertreter des preußi⸗ 
ſchen Volkes, ſondern daß fie für ſich die Miſſion in Anſpruch nehmen, ein⸗ 
zutreten für die Rechte der polniſchen Nation, deren letzter Gedanke die Wie⸗ 
berberitellung des alten polniſchen Reiches bleibt. Das Eintreten für dieſes 
ift für fie nur eine Frage der Zeit und Opportunität. Aber der jetzige Auf⸗ 
ſtand iſt gerade gar nicht getragen von ſo allgemeinen Sympathien. 

Er iſt nur durch eine Partei, durch die demokratiſch⸗ſociale hervorgerufen 
und er wird von der eigentlich nationalen Partei nicht unterſtützt. Das iſt 
der Grund, weshalb ſich in Poſen, wo die nationale Partei das Uebergewicht 


hat, bei dem diesmaligen Aufſtand die Ruhe erhalten hat. Freilich hat der f 


Aufſtand auch bei der polniſchen Partei in Poſen einen 5 Anklang. 
Kann es aber etwas Unzweckmäßigeres geben, als daß der jen 
Brand in Berührung mit dem vorhandenen Zündſtoff bei uns gebracht wird? 
— Ich habe zweitens geſagt, daß das Engagement mit Rußland geeignet iſt, 
uns in folgenſchwere Verwicklungen mit andern Mächten zu bringen. 
erkenne an, daß die Rückſicht auf andere Mächte die Regierung nicht beſtim⸗ 
men barf, die Wahrung preußiſcher Intereſſen zu unterlaſſen. Ich gebe ferner 
u, daß ein Aufſtand in Polen ſolche Dimenſionen ergreifen kann, daß preu⸗ 
iſche 0 dadurch gefährdet werden können. Wenn dann gegen die 
Wahrung dieſer Intereſſen von auswärtigen Mächten Einſpruch erhoben wird, 
dann muß die Regierung abwägen, nach welcher Seite ſich die größere Ge⸗ 
fahr neigt. Wenn dann die größte Gefahr in den Verhältniſſen im Oſten 
liegt, dann wird die Regierung kein Vorwurf treffen, wenn ſie den auswär⸗ 
tigen Einſpruch nicht beachtet. So liegt aber die Sache keineswegs. Der 
Aufſtand bat nicht die allgemeinen Sympathien, er unterſcheidet ſich auch 
ſonſt von den früheren Aufſtänden. Die früheren hatten organiſirte Armeen, 
der jetzige kämpft mit zerſtreuten Inſurgentenhaufen. Es fehlt an jeder ein⸗ 
heitlichen Leitung. Die letzten Nachrichten melden, daß der Aufſtand im Gr 
loſchen ſei. — Ich behaupte drittens, das Engagement widerſpricht der Würde 
eines Großſtaates. Die unangetaſtete Reſpectirung der Landesgrenze iſt das 
erſte Fundament der Achtung, in der ein Großſtaat ſtehen muß. Dieſes Fun⸗ 
dament ſo leichtſinnig aufzugeben, wie es nach der Convention geſchehen iſt, 
heißt die Achtung Preußens aufgeben. (Bravo.) 

Noch einige Worte über die Bedeutung der verſchiedenen geſtellten An⸗ 
träge. Ich erkläre mich für das Amendement Bonin und entſchieden gegen 
den Antrag der Commiſſion. Schon in der Commiſſion iſt der Vorwurf 
geltend gemacht worden, daß in den Worten: „weder der ruſſ. Regierung 
noch den Aufſtändiſchen irgend eine Unterſtützung oder Begünſtigung zu⸗ 


wende“, eine völkerrechtliche Gleichſtellung der Ruſſen und Polen ausgeſpro⸗ 3 


chen fei. Man hat dies beftritten: „In der Art der Gegenüberitellung liege 
ſchon die Entgegenſtellung, und dieſe ſchließe die Möglichkeit der Gleichberech⸗ 
tigung der kämpfenden Parteien aus.“ Ich beſtreite dies; durch die Erwäh⸗ 
nung der Kämpfenden wird nur die Thatiache erwähnt. Die Worte: „Un⸗ 
terſtützung oder Begünſtigung“ ſagen genau daſſelbe, was der Ausdruck: 
„Neutralität“ ausſprechen würde. Dieſe kann aber nur geübt werden, wenn 
die beiden Kämpfenden völkerrechtlich gleich geſtellt ſind, wenn 
auch nur de facto, wie etwa jetzt in Nordamerika. Wenn die von der 
Comm. vorgeſchlagene Reſolution Neutralität fordert, dann fordert fie etwas 


Unmbaliches. Sie können von einer preuß. Regierung einem poln. Aufſtande fü 


gegenüber keine völlig neutrale Haltung verlangen, fie können auch nicht 
von ihr fordern, Handlungen zu unterlaſſen, zu denen ſie bis jetzt verpflichtet 
war. Wenn Sie das verlangen, fordern Sie nicht völlige Unparteilichkeit. 
Es empfiehlt ſich demnach, einfach auf das e was ſich aus der 
Sache von ſelbſt ergiebt: 1) ernſt und beſtimmt Verwahrun 5 da⸗ 
gegen, daß unſere Regierung es der ruſſiſchen geſtatte, unſere Grenzen zu 
Überſchreiten, 2) daß bei der jetzigen Lage der Dinge jede weitere Einmischung 
unfererſeits nur gegen die Intereſſen Preußens ſpricht. Dies ſpricht das 
Amendement Bonin aus. 

Sie gehen weiter. Sie fordern, was ſich nicht erfüllen läßt und drän⸗ 
gen unter dem Vorwande der Unparteilichkeit zur Parteilichkeit. Endlich 
noch einen Blick auf die Entſtebungsgeſchichte des Antrags. Er iſt die Folge 
der bekannten Interpellation und ſchließt ſich an die bei Gelegenheit derſel⸗ 
ben geführten Debatten an. In dieſer war der hervorragenſte Punkt die 
Rede Waldecks. Dieſer iſt noch in keiner Weiſe von der Seite, von der der 
Antrag ausgeht, widerſprochen worden; obgleich jene Rede den Eindruck ge⸗ 
macht hat, als ob ſie getragen wäre von Haß gegen Rußland und von Sym⸗ 
pathien gegen die Aufſtändiſchen. Sind Sie ſicher, daß nach dem Vorange⸗ 
gangenen dieſer Sinn nicht auch in die Worte Ihres 1 gelegt wer⸗ 
den wird? Das können Sie mit Sicherheit nicht beſtreiten. Wenn Sie das 
nicht wollen, ſtimmen Sie für das Amendement Bonin. 

Miniſterpräſident: Der Herr Vorredner ſcheint über das, was im 
N Preußens gegenwärtig geboten iſt, im e einverſtanden. 

m ſo mehr bedauere ich, daß er mich dahin mißverſtanden hat, daß die 
Staatsregierung ein Engagement eingegangen ſei die preuß. Grenzen ganz 
im Allgemeinen ruſſiſchen Truppen zu öffnen. Dies iſt nicht der Fall, da 
zu jeder Ueberſchreitung der preuß. wie der ruſſ. Grenzen die jedesmalige 
Zustimmung ausdrücklich vorbehalten iſt. 8 

bg. Tweſten: Der Herr Miniſterpräſident hat es als eine Pflicht der 
Volksvertretung hingeſtellt, aus Patriotismus die in e in ihrer 
auswärtigen Politik zu unterſtützen, er hat dann in feiner draſtiſchen Weise 
ausgeführt, der Commiſſions⸗Antrag mache, wenn er angenommen würd 
dieſes Haus zu einem Mitſchuldigen bei dem polniſchen Aufſtande, mache e 
ſchuldig des Einverſtändniſſes mit dem Auslande gegen den eigenen Staat, 
lade das Ausland gerade zu ein, unfere Grenzen anzugreifen. Gegen ſolche 
Inſinuationen iſt in der That nicht viel zu jagen, ſie enthalten nichts als 
den bekannten Kunſtgriff, ſich aus Verlegenheiten, in die man ſich ſelbſt be: 
geben, herauszuziehen, oder doch die Folgen eines begangenen Fehlgriſfs auf 
Andere zu wälzen. (Bravo!) Es iſt allerdings traurig, anerkennen zu mie 
ſen, daß die Angriffe des Auslandes gegen unſere Regierung gerechtfertigt 
find (Sehr wahr.), aber wir find leider in der unglücklichen Lage, aussprechen 
zu müflen, daß die Ehre der augenblicklichen Regierung nicht mehr die Chre 
des Landes jſt. (Stürmiſches Bravo auf beiden Seiten.) Wenn wir dies 
nicht thun, fo übernehmen wir jelbit die Verartwortlichkeit für die Politit 
unſerer Regierung, da es als allgemeine Vermuthung gilt, daß ein Volk 


7 


keine beſſere Regierung verdiene, als es eben hat. Wenn die Regierung das 


Ausland gegen unſer Vaterland herausfordert, fo haben wir dos Recht und 
die Pflicht, Einſpruch hiergegen zu erheben, das Recht und die Pflicht zu 
conſtattren, daß die Bahn des preußiſchen Volkes nicht diejenige der preußi⸗ 
ſchen Regierung iſt. Der Miniſter des Innern hat uns heute geſagt, die 
Convention mit Rußland ſei noch nicht fertig. Ich würde mich freuen, wenn 
hiermit ein Rückzug angetreten werden ſoll, aber erfreulicher wäre es in der 
That, wenn dieſer Rückzug weniger aus Nüdjiht gegen das Ausland, als 
gegen das eigene Volk unternommen worden wäre. (Beifall.) 

err v. Bismarck hat ferner erklärt, daß jede Reſolution dieſes Hauſes 


K 
viollſtändig fruchtlos fein würde, da die Regierung derſelben doch nicht nach⸗ 


geben würde. Ich meine aber, es wäre doch gewiß beſſer, wenn die Regie⸗ 
rung einmal dem Votum der eigenen Landesvertretung, als dem des Aus⸗ 
landes nachgeben würde (lebhafter Beifall), möge dieſes Votum nun in Form 
einer höflichen Erinnerung oder einer beſtimmten Aufforderung abgegeben 
werden. Wir dürfen in der gegenwärtigen Lage nicht ſchweigen und es nicht 
darauf ankommen laſſen, ob wir nach irgend einem Verfaſſungsartikel eine 
entſcheidende oder berathende Stimme haben, da man nicht ſagen darf, die 
für Preußen wichtigſte Angelegenheit werde in ganz Europa verhandelt, nur 
nicht im preußiſchen Abgeordneten⸗Hauſe. (Sehr wahr.) Sind wir über dieſe 
Frage nicht ausreichend unterrichtet, ſo iſt dies ausſchließlich Schuld der Re⸗ 
gierung. Hr. v. Bismarck hat ſich darauf berufen, die Verhandlungen ſeien 
noch ſchwebend und wir dürften uns deshalb in dieſelben nicht einmiſchen. 


Aber Hr. v. Bismarck hat bei der Ablehnung einer Auskunft nicht erklärt, 
daß ein Staatsintereſſe dies unmöglich mache, vielmehr die Antwort einfach 


und ohne Angabe eines Grundes abgelehnt. (Hört! Hört!) Wir konnten 
alſo nur annehmen, daß keine ſolche Gründe des Staatswohls vorliegen, 
und wenn ſie vorgelegen hätten, wir gleichwohl überlegen müſſen, ob unſer 
Votum nicht dennoch abzugeben ſei. — Der Herr Minilterpräfivent hat beute 
in feinem Humor ſich über die Nachrichten, auf Grund deren wir debattit⸗ 


eits lodernde G 


e 
501 . 
ten, luſtig gemacht, die Convention eine Seeſchlange, eine Erfindung der 
Preſſe genannt. 8 f a 
Allein Herr v. Bismarck müßte ſich deshalb allein an ſeinen Botſchafter 
in London halten, von welchem und von dem ruſſiſchen Botſchafter Lord 
Ruſſell die dem engl. Oberhauſe über die Convention mitgetheilten Nachrich⸗ 
ten erhalten habe, oder er müßte behaupten, daß Lord Rüſſell ſeloſt gelogen 
habe. (Hört!) Mit dieſer Auskunft Lord Ruſſells ſtimmen die Mittheilungen 
in der Preſſe vollſtändig überein, die wir nach jenen Vorgängen im engli⸗ 
ſchen Parlament für wahr annehmen mußten. Herr v. Bismarck hat dieſe 
Nachrichten, hat insbeſondere das Engagement für Rußland auch nicht als 
unrichtig bezeichnet, er hat vielmehr nur geſagt, daß die Oeffnung unſerer 
Grenzen. noch von jedesmaliger beſonderer Einwilligung abhängen ſollte, da⸗ 
gegen nicht erklärt, ob und unter welchen Bedingungen dieſe Einwilli⸗ 
gung ertheilt werden ſollte (Hört! Hörtl). Herr v. Bismarck hat noch ſetzt 
die flicht, uns Erklärungen abzugeben. In Beantwortung der Kantakſchen 
Interpellation hat er bereits von der Pflicht der Staatsregierung geſprochen, 
der Bewegung in Polen enkgegenzutreten. Ruſſiſche Truppen find ferner zus 
gegebener Weiſe auf preußiſchem Boden entwaffnet, dann aber wieder bewaff⸗ 
net und auf ruſſiſchen Boden zurückgeführt worden; man hat daber das Recht 
das Verfahren der Staatsreg. als eine bereits vollzogene Intervention zu 
bezeichnen (Hört!). . 1 
as Intervention ſei, iſt in den Congreſſen der Jahren 1820—1824 
von den europäiſchen Regierungen ſelbſt wiederholt feſtgeſtellt. Beſonders 
in dem Schlußprotokoll von Troppau iſt jeder Eingriff in Rath und That, 
ein friedlicher wie ein ſolcher durch Zwangsmaßregeln als Intervention bes 
zeichnet werden, und in dieſem Sinne iſt eine Intervention in der That 
ſchon jetzt vorhanden. Wir ſind nicht berechtigt, jetzt Sympathien für oder 
gegen den polniſchen Aufſtand auszufprechen, oder wir find verpflichtet zu 
ragen, was unſer Intereſſe gebietet. Es iſt deßhalb vollſtändig gerechtfer⸗ 
tigt, Vorkehrungen gegen Einwirkungen des polniſchen Aufſtandes auf unſer 
ebiet zu treffen, demnach militäriſche Kräfte an den beunruhigſten Grenzen 
zu entfalten. Ob dieſe Vorkehrungen nicht vlelleicht in größerem Maßſtabe 
etroffen, als die Verhältniſſe es rechtfertigten, darüber will ich nicht richten. 


ch Aber wenn wirklich außerordentliche Verbältniſſe außerordentliche Maßregeln 


nothwendig machten, ſo war es doch Pflicht der Staatsregierung, wegen der 
unaugbleibliben Koſten der Landesvertretung, zumal fie augenblicklich wer: 
ſammelt iſt, Vorlagen zu machen. Denn Ausgaben dieſer Art ſind keine 
Etatsüberſchreitungen, die nachträglich zu genehmigen wären, ſondern es 
ſind außerordentliche Ausgaben, die man ſelbſt in Frankreich, wle jüngſt in 
der mexikaniſchen Frage, nicht ohne Bewilligung der Landesvertretung zu 
Er 58810 Hier aber erlaubt man ſich Seitens der Staatsregierung Alles. 
rt! rt! 

Man ſpricht davon, wenn auf das nicht bewilligte Budget hingewieſen 
wird, daß man ſich ſeiner Verantwortlichkeit wohl bewußt ſei, und geht 
gleich wohl ſo weit, es als einen Faſtnachtsſcherz leichtfertig zu belachen, daß 
man Millionen auf das Privatconto der Miniſter ſetzen wolle. (Hört! hört!) 
Nächſt unſerem eigenen Intereſſe bedingt aber unſer völkerrechtliches Ver⸗ 
hältniß zu Rußland unſere Stellung zum polniſchen Aufſtande. Aus dem 
allgemeinen völkerrechtlichen Verkehr geht zunächſt für uns nur die Ver⸗ 
pflichtung bervor, den Auſſtändigen in Rußland keine Unterſtützung zu ge⸗ 
währen. Ein ſpezieller Vertrag und beſonders die Kartellconvention von 
1857 enthält aber über die vorliegenden Fälle nichts. Der Kartellvertrag 
ſpricht nur von Deſerteuren, von denen hier nicht die Rede iſt. Sie spricht 
davon, daß übertretende Truppen ſofort entwaffnet und dann internirt wer⸗ 
den ſollen. Es ift alſo eine ungerechtfertigte Intervention, wenn die preuß. 
Regierung dieſen Truppen geſtattet, unmittelbar in den Kriegsſchauplatz 
wieder einzugreifen, und preuß. Gebiet ſo zu einem Operationsfelde macht. 
udem hat man einige Polen, vom Weſten kommend, auf preuß. Grunde 
verhaftet, was nicht auf Grund des Kartellvertrages geſchehen konnte, da 
es an allen dort für die Verhaftung und Auslieferung vorausgeſetzten 
Bedingungen fehlt. 

Graf Eulenburg hat uns f ar heute geſagt, daß dieſe Polen nicht aus⸗ 
geliefert, ſondern nach der ruſſ. Grenze zu ausgewieſen ſſeien. (Hört!) Aber 
wo liegt hier der Unterſchied zwiſchen Beiden? ch glaube, daß dieſe Er⸗ 
klärung nur heißt, zu dem Unglücke, das im engl. Parlament ſeinen Ausdruck 
gefunden hat, noch den Hohn hinzuzufügen. (Bravo!) Dieſe Verhaftung iſt 
aber auch geeignet, zu ſchweren Verwickelungen mit auswärtigen Mächten zu 
hren, da, wie verlautet, die Verhafteten mit franzöſiſchen Päſſen verſehen 
waren. Mit überſtürzender Haſt hat ſich die Regierung in ein Unternehmen 
von großer Tragwefte geſtürzt und hat den ſeit den Congreſſen von Laibach 
und Troppau in Enropa geltenden, richtigen Grundſatz, eine Intervention in 
inneren Angelegenheiten von der Entſcheidung der großen Mächte abhängig 
u machen, verlaſſen. Man leitet die Pflicht zu interveniren aus den preu⸗ 

iſchen Intereſſen, dem Intereſſe für die Deutſchen in Polen her; aber gera de 
die Deutſchen in Poſen widerſprechen dem, daß durch die Intervention ihr 
Intereſſe gefördert würde; der deutſche lanpmiſchaftlche Verein in Poſen 
hat es unumwunden ausgeſprochen, daß eine Erhebung der Polen in der 
Provinz Poſen nicht zu fürchten, daß aber die Unterſtützung der Ruſſen den 
Frieden ſtöre, Eigenthum und Leben der Deutſchen bedrohe, ihnen die Gefahr 
der Verwüſtung ihrer Ländereien zeige, nicht aber Schutz gewähre. Was die 
Rückſicht auf die Folgen des ie hi in Rußland angeht, ſo glaube ich, 
daß die Eventualikät eines ſelbſtſtändigen Polens ſehr fern iſt. 

Sollte dies aber je erſtehen, ſo würde ich es minder gefährlich für Deutſch⸗ 
land halten, als ein mächtiges Rußland. Unſere Gefahr beruht nur in der 
Vereinigung von Polen und Ruſſen im gemeinſamen Haß gegen Deutſch⸗ 


land. Jede ſolche Vereinigung auf Grund panſlaviſtiſcher Ideen würde eine 
e viel eher rechtfertigen, als jetzt die Erhebung der Polen gegen 


ußland. Das Eintreten Preußens für die Maßregeln der ruſſiſchen Regie⸗ 
rung gegen die Polen iſt aber auch ſehr gefährlich. Denn das Nationali⸗ 
tätsprinzip, wenn es auch nicht das allein entſcheidende iſt, wenn es im 


Gegentheil immer Staaten mit einer gemiſchten Nationalität geben wird; 


es ſſt doch heute bis zu einem gewiſſen Grade nicht von der öffentlichen 


Meinung allein, ſondern auch von den Staaten ſelbſt anerkannt, und dieſe hohe 


Bedeutung darf gegenüber den heutigen Ereigniſſen auch in Polen dem Na⸗ 
tionalitätsprinzip nicht verſagt werden. ; 

„Da ich kein Geſpenſterſeher bin, fo 995 ich nicht an die Abjendung 
einer franzöſiſchen Flotte, oder eines Obſervationscorps. Aber angeſichts der 
möglichen Verwickelungen im Orient halte ich es für ein Unglück, wenn 
Preußen den Weſtmächten entfremdet und zu einem Bunde mit Rußland 
gedrängt würde. Hat die Regierung den Sturm nicht vorausgeſehen, der 
jetzt in England und Frankreich berauſbeſchworen war? 

Es iſt dieſelbe Partei, die uns in unfeylbare Verwirrungen im Innern, 
und in Verwicklungen mit dem Auslande geſtürzt hade. Der Miniter iſt 
mit der franz. Politit und mit den franz. Verhältniſſen bekannt, man hatte 
von ihm eine den Verhältniſſen entſprechende Realpolitit vor. Es ift, bei 
dem Amtsantritte des Miniſters die Frage aufgeworfen worden, ob derſelbe 
ein Kreuzzeitungsmann ſei. Für die innere Verwaltung iſt dieſe Frage, da 
er nach den Grundsätzen und mit den Organen der Kreuzzeitungspartei re: 
giert, gleichgiltig. Was dagegen die auswärtige Politik anbetrifft, ſo hat 
ein Unterſchied ae Herrn v. Bismarck und der eigentlichen Kreuzzei⸗ 
tungspartei beſtanden, die tiefgehende Spannung gegen Oeſterreich. 
1 55 feinem Amtsantritte hat er indeſſen in feiner auswärtigen Pos 
5 einen Gegenſaß zur Krenzzeitungspartei nicht an den Tag gelegt. 

er ſich auf eine Partei fügt, muß ibr dienen. Er schiebt nicht, 
1 geſchoben. Allerdings wird das Gerücht unrichtig ſein, daß 
der Miniſterpräſident keine Kenntniß von der abgeſchloſſenen Convention ge⸗ 
habt, aber das Vor andenſein dieſes Gerüchts deutet darauf hin, daß, wenn 
auch der Minifter Kenntniß von der Convention gehabt, doch die Anregung 
zu derſelben, der Gedanke nicht von ihm ausgegangen iſt. i 

Unſer Botſchafter hat in Paris die Convention als eine rein militäriſche 
bezeichnet und auch ſonſt hat man von ihr als von einer Militär⸗Conven⸗ 
tion geſprochen, wahrſcheinlich um den Begriff der oberſten Kriegsherrlich⸗ 
keit darauf anwendbar zu machen (Heiterkeit und Bravo). Sind wir erſt 
ſo weit, daß die Verhandlungen über die wichtigſten Angelegenheiten nur 
von Offizieren geführt werden, daß man in der alleinigen Hervorhebung 
des militäriſchen Intereſſes rückſichtslos gegen alle ſonſtigen rechtlichen und 
politiſchen aun Aude iſt, dann nähern wir uns nicht mehr der Mili⸗ 
tärdiktatur, wir ſind vielmehr mitten in einer Militärdiktatur; dann haben 
wir eine Adjutanten ⸗Regierung, bei welcher die verantwortlichen Miniſter 
nur die laufenden Geſchäfte beſorgen. (Sehr gut.) Nur die retrograde Par⸗ 
tei iſt es, welche ſich an Rußland anlehnen will, nur aus Rückſichten der 
inneren Politik, und uns in unſeren auswärtigen Beziehungen an Ruß⸗ 
land zu feſſeln beſtrebt iſt. Was können wir wohl von Rußland erwarten? 
Wäre es ſelbſt minder unzuverläßig, als es ift, jo, wäre es doch außerhalb 
ſeiner Grenzen zu ſchwach, um uns Hülfe zu leiſten. Es wird dies aber 
auch nie wollen. Sein Intereſſe iſt es, uns niederzuhalten, Deutſchland 
eg au dae Dan liegt in der ee 5 Dinge, 

! rſchau trägt man eine gewiſſe Empfindlichteit zur Schau über die 
Zudringlichkeit, mit der 9 7 5 Fine Hilfe angeboten 75 die man dem 
als verächtlich behandelten Auſſtande gegenüber zurückweiſen gekonnt zu ha⸗ 
ben zur Schau trägt. In Petersburg denkt man darüber anders; man wird 
zwar daſelbſt nicht dankbar dein aber man wird die Dienſte, welche Preußen 
geleistet, richtig würdigen. Preußen hat vor allen Dingen einen kräftigen 


A 


„ 


ni lee ef) r ae re . Bas ed Ar 
Ableiter gebildet für vie eitopäifge Entrüſtung. (Senſation) Man vergißt 
in Europa die Gemaltthätigteiten, die den Auſſtand hervorgerufen, die Ges 
waltthätigkeiten, durch die er bekämpft wird, und denkt nur daran, daß Preu⸗ 
ßen ſich zum Helfershelſer Rußlands hergegeben. N f 
Darum muß das Haus den Grundfaß ausſprechen, nachdem es bie Frage 
von der Convention behandelt zu ſehen wüaſcht. Man hat die Gleichſtellung 
der ruſſiſchen Regierung mit den Jaſurgenten getadelt. Ich habe, weil ich 
eine Unterſtützung der Inſurgeaten durch irgend eine preußiſche Regierung 
für unmöglich halte, innerhalb der Commiſſion ein Amendement geſtellt, um 
die Erwähnung derjelben zu beſeitigen; dies Amendement hat man aber ab» 
gelehnt, weil man ihm enkgegenſetzte, nach Annahme deſſelben würde es den 
Anſchein gewinnen, als ſei das Haus einer Unterſtützung nicht abgeneigt. 
Ich lege geringen Werth auf die Faſſung des einen oder anderen Paſſus. 
Es tömmt nur darauf an, daß das Haus Verwahrung einlegt gegen Remi⸗ 
niscenzen an die beilige Allianz, gegen eine auswärtige Politik, die uns 
Verderben bringt. (Bravo!) . 
Miniſterpräſident v. Bismarck: Der Herr Vorredner hat die Zeitungs⸗ 
berichte als authentiſch betrachtet und nöthigt mich zu der Erklärung, daß, 
wenn die Aeußerung Lord Ruſſel's richtig iſt, ſie nicht die Thatſachen wie⸗ 
dergibt. Ich muß den mir als ehrenwerth bekannten engliſchen Staatsmann 
gegen den event. harten Vorwurf, den der Vorredner ausgesprochen, in 
Schutz nehmen (Gelächter links). Ruſſel jagt, daß er den Wortlaut der 
Stipulation nicht kenne; ich weiß es nicht, ob der kgl. Botſchafter in Lon⸗ 
don damals mit dieſem Wortlaut hat bekannt ſein können. Auf dieſen 
Wortlaut kommt es aber an. Ich kann daraus nur von Neuem die Lehre 
entnehmen, daß es nicht vorſichtig iſt, über Dinge zu ſprechen, die man nicht 
kennt, und ich Haube Sie alle werden zu derſelben Ueberzeugurg kommen, 
wenn der Inhalt öffentlich bekannt geworden ſein wird. Er iſt nicht der 
Art, daß wir irgend Etwas zurückzunehmen haben, daß der vom Vorredner 


uns angeſonnene Rückzug erforderlich fein, Eu, de die eifrigen Bemü⸗ 
a 


hungen des Vorredners, juxriſtiſch nachzuweiſen, ſchwere Verletzungen 
gegen auswärtige Redner vorliegen, muß ich der Regierung überlaſſen ihm 
dafür zu danken, welche nach Vorwänden der Art ſucht. J 

Ein Verlagungsvertrag wird mit ſchwacher Majorität abgelehnt. Als 
nächſter Redner iſt der Abgeordnete v. Binde (Stargardt) notirt. Der Prä⸗ 
ſident ertheilt zunächſt das Wort dem Handelsminister Graf Itzenplitz, 
der einen Geſetzentwurf, betreffend die Regelung der Bergwerksabgahen, 
einbringt. Derſelbe geht auf Vorſchlag des Präſidenten an die 14. Commiſſion. 

Abg. v. Vincke (Stargardt) bittet mit Rückſicht auf die vorgeſchrittene 
Zeit, die es ihm nach fünſſtündigem angeſtrengtem Hören ſehr erſchwere, 
noch 1—1 10 Stunde zu ſprechen, die Gegner der Vertagung eine ſolche eins 
treten zu laſſen. Dies geſchieht nunmehr auf Antrag des Abg. Behrend. 

Nach einer perſönlichen Bemerkung des Abg. Virchow genen den Abg. 
v. Gottberg ſchließt die Sitzung um 3 Ubr (Nächſte Sitzung Feellag 10 Uhr. 
Fortſetzung der heutigen Debatte). 

Die beiden Fraktionen des N 
ſchrittspartei haben heute eine gemeinſame Beſprechung, um zu einer Eini⸗ 
gung über die Form der Reſolution zu gelangen. 

Berlin, 26. Febr. [Ein neuer Nachtheil der preuß. Politik.] 
In London ſcheint man von der möglichen Kriegsgefahr ſchon zum Nach⸗ 
theil der preußiſchen Schifffahrt einen Profit zu machen. Der „Oſtſee⸗ 
Ztg.“ wird von dort unter dem 21. geſchrieben: „Auf Lloyds wurden 
heute für preußiſche Schiffe folgende Prämien gegen Kriegsgefahr vers 
laugt: 1 pCt. für die Dauer von 6 Monaten, 4 —7 pCt. für die 
einzelne Reiſe, je nach der Länge derſelben, engliſche Kaperung durch 
Ehrenpolice (poliey of honour) eingeſchloſſen. Die Haltung des 
preußiſchen Cabinetö in der polniſchen Angelegenheit läßt ernſte Ver⸗ 
wickelungen mit den Weſtmäͤchten, beſonders Frankreich, befürchten. In 
kaufmänniſchen Streifen hier ſprach man heute ſchon davon, daß eine 
franzöfifche Flotte binnen Kurzem nach der Oſtſee gehen würde.“ () 

[Zum Handelsvertrage.] Die Nachricht, daß Oldenburg in 
der Handels vertrags⸗ und Zollvereinsangelegenheit zwiſchen Hannover 
und Preußen vermittele, wird von dem hannoverſchen Gorrefpondenten 
der „Hamb. B.⸗H.“ in ſo weit beſtätigt, daß Oldenburg mit Vor⸗ 
wiſſen und Beiſtimmung der hannoverſchen Regierung an Preußen die 
Frage gerichtet habe, ob, wenn Oldenburg dem Handelsvertrage zu⸗ 
ſtimme und ein neuer Handelsvertrag zu Stande komme, das Prä⸗ 
cipuum ferner garantirt werde. Bis jetzt ſei darauf noch keine Nach⸗ 
richt über eine Antwort Preußens eingetroffen; erfolgt ſie im zuſtim⸗ 
menden Sinne, ſo wolle auch die hannoverſche Regierung ſich bereit 
erklären, unter Beibehaltung des Präcipuums dem Handelsvertrage 
beizutreten und mit Preußen den Zollverein fortzuſetzen. 

Stettin, 22. Febr. 
hat ſeine Verfügung vom 12. d. M., welche das Verbot der Waffen⸗ 
und Munition-Ausfuhr nach Polen enthält, nachträglich noch dahin 
interpretirt, daß unter Waffen auch Senſen zu verſtehen ſeien, und daß 
auf dieſe ſich das Verbot mit erſtrecke. Es find ſämmiliche Zollämter 
und Zollſtellen angewieſen, hierauf zu achten. 

Königsberg, 24. Febr. [Confiscation.] Geſtern Morgens 
6 Uhr wurde die hieſige von Dr. Minden herausgegebene „Montags⸗ 
Zeitung“ polizeilich, ohne Angabe des Grundes, mit Beſchlag belegt. 
Gleichzeitig erfolgte die Verſtegelung der Formen in der Offizin. 

Poſen, 25. Febr. Der mehrerwähnte ruſſiſche Oberſt von 
Weymarn bedient den Stab des Generals von Werder mit ſeinen 
Kenntniſſen, welche er von den Terrains, auf denen die gegenwärtigen 
Ereigniſſe in Polen ſpielen, und von den einzelnen Perſönlichkeiten be⸗ 
ſitzt. Mit dem Polizeidirektorium ſteht er in lebhaftem Verkehr, wel⸗ 
cher auf gegenſeitigen vertraulichen Mittheilungen beruht. Seine Thä⸗ 
tigkeit ähnelt ſonſt auch noch der eines Conſularagenten. Die mehr⸗ 
facheu Hausſuchungen nach Waffen und Korreſpondenzen und Ver⸗ 
haftungen in der Provinz Poſen haben kein Reſultat gehabt. Gegen⸗ 
wärtig glaubt die Polizei durch Ermittelung derjenigen hieſigen pol⸗ 
niſchen Damen, welche ſich mit Charpielieferung für die Inſurgenten 
befaſſen, neue Anknüpfungspunkte zu finden. Intereſſant iſt aber, daß 
auch in deutſchen ariſtokratiſchen Häuſern Charpie geſammelt wird, na⸗ 
türlich mit dem Unterſchiede, daß dies für die Ruſſen beſtimmt iſt. 
Aehnliche Charpiebereitungsanſtalten haben bereits zur Zeit des Krim⸗ 
krieges hier exiſtirt, und it damals das Fabrikat der ruſſſſchen Ge⸗ 
ſandtſchaft in Berlin zur Weiterbeförderung übermittelt worden. (N. Z.) 


Oeſterrei ch. 27.173 
Prag, 23. Febr. [Die Sympathien der czechiſchen De: 
völkerung für den Freiheitskampf in Polen] find. ſehr leb⸗ 
haft. Es ſind von hier bereits über ſechszig Czechen nach Polen ab⸗ 


ſich in Krakau und haben von dort aus die polniſche Grenze über: 
ſchritten. Die Polen, welche ſich hier aufhielten, find, bis auf einen, 
vor acht Tagen nach dem Schauplatze des Kampfes abgerelſt. 


t a lie n. 


Turin, 21. Febr. [Der Handelsvertrag. — Die Sym= 


pathien der Regierung für Polen.] Die Unterhandlungen 
zwiſchen Minghetti und Rothſchild ſcheinen ein günfliges Ergebniß ges 
habt zu haben, und mehr als die Hälfte der Anleihe ift nicht. blos ab⸗ 
geſetzt, ſondern wie man aus Paris meldet, in Folge der enormen da⸗ 
ſelbſt bewerkſtelligten Verkäufe bereits im Publikum untergebracht. Man 
glaubt nicht daran, daß die Opposition den Handelsvertrag zwiſchen 
Frankreich und Italſen zum Anlaß nehmen werde, um der Reglerung 
eine Schlacht zu liefern; dieſe hätte zu leichtes Spiel in der Angeles 
genheit. In der That hatte fi) das vorige Cabinet blos geweigert, 
den Handelsvertrag zu unterzeichnen, weil Frankreich auf der feiner Zeit 
erwähnten Clauſel zu Gunſten der in franzöſiſchen Händen befindlichen 
Bergwerke auf der Inſel Elba beſtand. Nun iſt dieſe aber aufgege⸗ 
ben, und fällt ſomit jede Ausſicht, die Regierung mit Erfolg zu be⸗ 


linten Centrums und der deutſchen Forte 


[Ausfuhrverbot.] Der Finanzminiſter 


gereiſt, um ſich den Auſſtändiſchen anzuſchließen. Sie verſammelten 


kämpfen, weg. — Die Regierung wird im Laufe der nächſten Tage 


* 
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ſuchen. 


tionen zu erhalten. 


Bredericksburg 


In 72 Stunden kann die ganze conföderirte Armee von jedem belie⸗ 


eine Gelegenheit ſuchen, um ihre Smpathien zu Gunſten Polens im 
Parlament auszuſprechen. 
Frankreich.“ 

Paris, 24. Februar. [Baiſſe. — Verſtändigung mit 
Oeſterreich. — Graf v. d. Goltz. — Prinz Napoleon. — 
Das Lager von Chalons.] Man bemüht ſich zwar, die heutige 
außerordentliche Baiſſe durch die Ankunft der mexikaniſchen Wechſel 
und die dadurch hervorgerufenen Gerüchte von der Nothwendigkeit 
einer Anleihe zu erklären; die Haupturſache aber lag offenbar in beun⸗ 
rubigenden Gerüchten über die Haltung Preußens. Die Regierungs⸗ 
blätter ſuchen die Gemüther zu beruhigen, ſo gut es geht. Gi⸗ 
rardin ſchreibt in der „Preſſe“ in optlma forma an den Kaiſer 
Alexander einen Brief und hofft, daß feine wohlgemeinten Rathſchläge 
um fo mehr geneigtes Gehör finden werden, als feine. befann- 
ten Anſichten über das Nationalitäts⸗Prinzip ihn zu einem ganz 
objectiven Beurtheiler machten. — Die Verſtändigung mit Oeſter⸗ 
reich ſcheint ſchon ziemlich weit gediehen zu ſein; der Kaiſer hat per⸗ 
ſoͤnlich mit dem Fürſten Metternich über die polniſche Angelegenheit 
geſprochen, und es iſt jetzt die Rede von einer außerordentlichen Sen⸗ 
dung des Barons Heeckeren nach Wien. — Was Preußen anbelangt, 
ſo hat Graf v. d. Goltz geſtern Herrn Drouyn de Lhuys wenigſtens 
die offizielle Erklärung gegeben, die preußiſch⸗ruſſiſche Convention ent⸗ 
halte keine geheimen Artikel. — Man verſichert, Prinz Napoleon werde 
bei Gelegenheit der Petition St. Mare Girardin's im Senate für 
die Sache der Polen das Wort ergreifen. — Das Lager von Chalons 


wird in dieſem Jahre, ſtatt am 15. Juni, bereits am 15. April 


eröffnet! 


Großbritannien. 

E. C. London, 24. Februar. Ia e e von Preußen. — 
Prinz Alfred.] Die Kronprinzeſſin von Preußen, begleitet von der Gräfin 
Pourtales, der Gräfin Hohenthal und dem Grafen Fürſtenſtein, kam geſtern 
morgen hierſelbſt an und wurde vom Prinzen Ludwig von Heſſen an der 
Eiſenbahnſtation empfangen. Ihre k. Hoheiten fuhren dann zuſammen zum 
Beſuche der Königin nach Schloß Windſor, wo fie am Bahnbofe von der 


Prinzeſſin Alice, der Gemahlin des Prinzen Ludwig von Heſſen, und vom 


Prinzen Leopold erwartet wurden. Auf Wunſch der Königin unterblieben 
alle Enpfangsſeierlichkeiten. — Von Malta meldet ein geſtern Abend ein⸗ 
getroffenes Telegramm, daß Prinz Alfred die Nacht vorher einen feſten 
und erfriſchenden Schlaf genoſſen und daß ſein Befinden ſich gebeſſert habe. 

E. C. London, 24. Febr. [Unter hausſitzung vom 23. Februar.] 
Griffith fragt den erſten Lord des Schatzes, ob es wahr ſei, daß drei von 
Paris durch Preußen nach Polen reiſende junge polniſche Studenten 


in Thorn von der preußiſchen Polizei verhaftet und den Ruſſen ausgelie:] M 


ſert worden ſeien. Palmerſton entgegnet, der Regierung ſei durchaus 
keine Nachricht davon neo Dunan ſy fragt, ob auf dem auswär⸗ 
tigen Amte eine Depeſche des britiſchen Geſandten in Berlin, eine angeblich 


zwiſchen Rußland und Preußen in Bezug auf den polniſchen Aufſtand ab⸗ T ch 


geſchloſſene Convention betreffend, angekommen ſei, und ob, wenn dies der 
A die Regierung etwas dagegen habe, ſie vorzulegen. Layard fagt, er 

rchte, daß die Regierung die Depeſche nicht vorlegen könne. Das Schrift⸗ 
ſtück enthalte nicht den Wortlaut der Convention, ſondern ſpreche 
nur vom Hörenfagen über dieſelbe. Buxton lenkt die Aufmerkſam⸗ 
keit auf den Ankauf und die Deportation eines egyptiſchen Ne⸗ 
ger⸗Regiments durch den Kaiſer der Franzoſen. Vor einigen Jah⸗ 
zen habe der Kaiſer der Franzoſen ein ſchönes Wort über den Sklaven: 
handel im Munde geführt. Er habe geſagt, Frankreich werde dem Sclaven⸗ 
handel nicht länger Vorſchub leiſten, weil es ſeine Aufgabe ſei, an der Spitze 
der Civiliſation einherzuſchreiten. Die Geſchichte mit den egyptiſchen Neger⸗ 
Soldaten liefere einen neuen Beweis davon, daß, wenn der Kaiſer der Fran⸗ 
zoſen eine hübſche Anſprache halte, er jedesmal gleich darauf etwas thue, 
was mit ſeinen Worten in directem Widerſpruch ſtehe. Jedenfalls ſei der 
Ankauf der Neger⸗Soldaten ein äußerſt niederträchtiger und grauſamer 
Schacher. Palmerſton: Mein ehrenwerther Freund hat auf ein Geſchäft 
aufmerkſam gemacht, welches jedenfalls ſehr regelwidrig und unglücklich 
war und in einzelnen Punkten ſchärferen Tadel verdient, als ihm eben zu 
Theil geworden iſt. Die franzöſiſche Regierung trug ihren Beamten in 
Egvpten auf, die Anwerbung von 1000 Afrikanern in Egypten zu ver⸗ 
Der verſtorbene Paſcha war ein ſehr willfähriger Mann, der 
ern mehr that, als man von ihm verlangte, und das egyytiſche 
Verwaltungs „Syſtem iſt leider von mancher Barbarei, wie fie alten 
Zeiten eigen war, befleckt. Dazu gehört der Brauch der Zwangs⸗ 
arbeit und die Sitte, die Leute, ſie mögen wollen oder nicht, aufzugreifen 
und zur Arbeit anzuhalten. Ohne Verzug befahl der Paſcha einem Regimente 
von 450 Nubiern, die Feſtung, in der ſie ſich befanden, zu verlaſſen und ſich 
nach Alexandria zu begeben, wo fie ſofort an Bord einer franzöſiſchen Fre: 
gatte eingeſchifft wurden, ohne zu wiſſen, warum und wohin. Das war 
durchaus geſetzwidrig, weil die egyptiſchen Truppen dem Sultan gehören. Der 
Sultan iſt der Beherrſcher Egyptens, und die Bewohner des Landes ſind 
feine Unterthanen. Der Vaſall eines Herrſchers iſt nicht befugt, ohne Ermäch⸗ 
tigung deſſelben über irgend einen Theil ſeiner Streitkräfte zu verfügen. Aber 
damit nicht zufrieden, beging die egyptiſche Regierung eine Handlung, welche 
an Gewaltthätigkeit und Grauſamkeit der neulich in Warſchau verübten voll⸗ 
kommen ähnlich iſt. Sie ſandte ihre Leute auf die Straßen und Quais der 
Städte hinaus und ließ Jeden ergreifen, der zum Kriegsdienſte oder zu harter 
Arbeit tauglich ſchien, riß ihn, ohne Rückſicht auf feine frühere Beſchäf⸗ 
tigung, von feiner Heimath und Familie fort und ſchiffte ihn an Bord einer 
nach Mexico beſtimmten franzöſiſchen Fregatte ein. Ich ſpreche natürlich von 
Nubiern, nicht von Weißen; allein die Schwarzen haben eben ſo gut ihren 
häuslichen Herd, wie die Weißen und dieſelbe Anhänglichkeit an ibren Ge: 
burtsort. Ich kann nicht umhin, zu glauben, daß die franzöſiſche Regierung, 
welche ein fo ſtrenges Verdammungs⸗Urtheil über das in Warſchau und an: 
deren polniſchen Städten bejolgte Syſtem gefällt hat, fühlen wird, wie hier 
eine eben n wenn nicht noch grauſamere Handlung zu einem gan 
anderen Zweck, als den von ihr beabſichtigten, verübt worden iſt, und da 
ſie, ſo weit es in ihrer Macht ſteht, das begangene Unrecht wieder gut 
machen wird. Ihrer Majeſtät Regierung hat der franzöſiſchen gegenüber 
ihre Anſicht ausgeſprochen, daß der Handel vollkommen geſetzwidrig und 
eine Verletzung der Rechte des Sultans war, und daß der Paſcha von 
Egypten nicht ohne Einwilligung des Sultans über deſſen Unterthanen ver: 


fügen durfte. 


Madrid, 20. Febr. [Die Kriſis.] Eben geht der Minifter: 
rath auseinander. Marſchall O Donnell hat von der Königin unbe: 
dingte Vollmacht erhalten, eine Löſung für den Conflict zu finden, der 
durch den Rücktritt der Marinebeamten erhoben worden. Bis jetzt 
haben 12 ihre Entlaſſung eingereicht. Die Narvaiſten haben keine 
Ausſicht zur Regierung zu gelangen. Narvaez felbft ſieht ein, daß er 
weit davon entfernt iſt, dem Hof Sympathien einzuflögen, denn er 
ſagt feinen Freunden, feine Ankunft in Madrid habe keine poliilſchen 
Rückfichten zum Grunde. Das Miniſterium hat das Auflöſungs⸗ 
Decret der Cortes der Königin nicht zur Unterſchrift vorgelegt, weil 
26 abwarten und Zeit gewinnen will, um zu feben, ob ihm nicht eine 
Ausgleichung mit den Diſſidenten unter den Marinebeamten uud in 
der Kammer gelingen will; obgleich die Königin zur Unterzeichnung 
bereit iſt, und vielleicht gerade deswegen will O'Donnell erſt alle Aus: 
ſöhnungsmittel verſuchen. Die politiſchen Gouverneure der Provinzen 
ſind gewechſelt und nach Madrid beſchieden worden, um ihre Inſtrue⸗ 


r merik a. 7 
New Pork, 10. Febr. [Vom Kriegsſchauplatze.] Vor 
1 — keine eigentliche Streitmacht des Feindes. Der 
größte Theil der Conföderirten iſt nach Blackwater oder nach Vicksburg 
abgegangen; die einzigen zurückgebliebenen Truppen zählen ungefähr 
15,000 Mann, die allerdings in der gegenwärtigen Jahreszeit ſtark 
genug find, um den Uebergang über den Rappahannock zu verhindern. 
Von Deſerteuren und aus andern Quellen erfährt man, daß die Eiſen⸗ 
bahnverbindungen der Rebellen in ganz brauchbarem Zuſtande ſind. 
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bigen Punkte des Südens nach Fredericksburg befördert werden, jo daß 
die Rebellen es ohne Gefährde wagen können, einen großen Theil ihrer 
Armee von einem Punkte zurückzuziehen. — Während der letzten Woche 
beſchloß der Präſtdent, dem General M'Clellan wieder den Oberbefehl 
über die ganze Armee zu übertragen. Jedoch rief die Mittheilung 
dieſes Entſchluſſes im Cabinetsrathe einen großen Sturm hervor; 
Seeretär Chaſe drohte ſofort feine Entlaſſung zu verlangen, und feinem 
Beiſpiele folgten die übrigen radikalen Mitglieder des Cabinets. So 
änderte denn der Präfident feinen Plan und ließ vorläufig keinen Wechſel 
eintreten. Binnen zwei Wochen aber wird ſich ohne Zweifel die Sad): 
lage fo geſtalten, daß der Oberbefehl dennoch in General M'Clellans 
Hand gelegt werden wird. Die Ernennung Hookers iſt nur eine zeit- 
weilige; fie war gegen die Anſicht des Präfidenten und des Kriegs⸗ 
Secretärs geſchehen. Seine militäriſche Tüchtigkeit wird allerdings 
anerkannt; ob er aber einen fo ungeheuren Truppenkörper mit Geſchick 
zu handhaben und völlig zu überfehen die Fähigkeit beſitzt, wird ſelbſt 
von ſeinen Freunden in Zweifel gezogen. 

Rio de Janeiro, 24. Jan. [Streit mit England.] Der 
König von Belgien wurde von Braſtlien als Arbitre (Schiedsrichter) 
in der Frage mit England aufgerufen. Eine National⸗Subſeription 
ſoll für Vertheidigungsmaterial ſorgen und Volontaire laſſen fi ein- 
regiſtriren. Haß gegen England und engliſche Producte wird durch 
die Preſſe verbreitet. 


Breslau, 27. Februar. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Berliner⸗ 
Straße Nr. 48 ein roth karrirtes Umſchlagetuch, eine grün karrirte Camelot⸗ 
Jacke und drei Pfund Bettfedern; Urſuliner⸗Straße Nr. 27 ein kupfer⸗ 
ner Waſſerſchöpfer mit bölzernem Handgriff; Baſteigaſſe Nr. 6 ein 
ſchwarzer, weiß geſtreifter Frauenrock von feinem wollenen Stoff, ein 
braunwollener Frauenrock, eine ſchwarze Düffeljade, mit ſchwarzem Sammet 
eingefaßt, und eine ſchwarze wollene Zeugjade, ebenfalls mit ſchwarzem Sam⸗ 
met beſetzt; Siebenhubenerſtraße in der „Stadt Freiburg“ aus dem Reſtau⸗ 
rationslokale ein Satz Billardbälle; auf der Chauſſee zwiſchen Breslau und 
Oels, von einem Omnibuswagen 60 Stück Getreide⸗Säcke, gez. Littmann, ein 
unüberzogener ſchwarzer Schafpelz und ein Damenmantel von ſchwarzem 
Düffel. Der Geſammtwerth beträgt ca, 32 Thlr. 

Verloren wurden: eine wollene Reiſedecke, auf der einen Seite ſchwarz⸗ 
blau und auf der anderen braun und blau geſtreift; ein goldnes Armband; 
ein Geſindedienſtbuch auf die unverehelichte Auguſte Otto lautend. 

Gefunden wurden: ein Paar Unterärmel; eine Handtaſche von geblum⸗ 
tem Wachstuch, in welcher ſich ein Geſindedienſtbuch, auf die unverebelichte 
Thereſia Gierſchner lautend, und zwei Taſchentücher befinden; ein Hundes 
Raulkorb mit der Steuermarke Nr. 1894 pro 1862; ein Portemonnaie mit 
circa 12 Silbergr. den ein Geldtäſchchen, in welchem ſich außer einigen 
Silbergroſchen preußiſchem Gelde, ein heſſiſches, ein öſterreichiſches und ein 
ſchweizeriſches Geldſtück befinden; ein Schlüſſel und ein alter ſchwarzer 


uchrock. 
Angekommen: Se. Durchlaucht Fürſt Hatzfeld nebſt Diener aus Schloß 
Trachenberg. General⸗Major a. D. Graf zu Stolberg⸗Wernigerode 
aus Ober⸗Faulbrück. (Pol. ⸗Bl.) 


Breslau, 25. Febr. [Perſonal⸗ Chronik.] Verſetzt: Der Kreis⸗ 
Thierarzt Werner in Neiſſe in gleicher Eigenſchaft nach Nimptſch. — Er⸗ 
theilt: Dem bisherigen Dirigenten der Handelsſchule in Leipzig, Dr. philos, 
Alexander Steinhaus, die Conceſſion zur Errichtung einer höheren Han⸗ 
dels⸗Lehranſtalt in Breslau. ! 


[Erledigte Schulſtelle.] Die evangeliſche Lehrerſtelle in Polniſch⸗ 
Steine, Kreis Poln.⸗Wartenberg, iſt vacant. Das Einkommen derſelben wird 
auf 165 Thlr. angegeben. Vocirungsberechtigt iſt das Dominium. 

[Vermächtniß.] Der zu Habelſchwerdt verſtorbene Schulen⸗Inſpector 
und Pfarrer 30 51 Lud wi 1 hat der katholiſchen Schullehrer⸗Wittwen⸗ und 
Waiſen⸗Kaſſe 50 Thlr. letztwillig ausgeſetzt. 5 


[Juriſtiſche Section der ſchleſiſchen Geſellſchaft vom 18. Fe⸗ 
bruar.] Vortrag des Herrn Appellations⸗Gerichts⸗Rath von Wittken 
über einen Kriminalfall: Das Verſchwinden des Lord Bathurſt, königl. 
großbritanniſchen außerordentlichen Geſandten am kaiſerlichen Hofe in Wien, 
auf ſeiner Rückreiſe nach England, in Perleberg am 25. November 1809. 
— Das unglückliche Schickſal dieſes jungen Diplomaten erregte damals 
großes Auſſehen. Beſonders in England nahm daſſelve die öffentliche Auf⸗ 
merkſamkeit in einem hohen Grade in Anſpruch, und es machte ſich bald 
die Meinung geltend, daß die franzöſiſche Regierung dabei mehr oder we⸗ 
niger betheiligt ſei. Als daher der pariſer „Moniteur“ unter „Berlin, den 
10. Dezember 1809“ die Nachricht brachte, daß Sir Bathurſt in einem 
Anfall von Wahnſinn ſich ſelbſt ums Leben gebracht habe, trat die „Times“ 
in einem, anſcheinend aus offizieller Quelle gefloſſenen Artikel vom 23. Ja⸗ 
nuar 1810 dieſer Annahme mit Entſchiedenheit entgegen, und legte den Tod 
oder das Verſchwinden deſſelben geradezu der franzöſiſchen Regierung zur 
Laſt. In einer ſebr ſcharf gehaltenen „Moniteur“ Note vom 29. Januar 
1810 wies die Letztere jedoch die Anſchuldigung zurück, und der Kaiſer gab 
der Lady Bathurſt perſönlich die Verſicherung, daß er von dieſer Sache nichts 
wiſſe. Die darauf folgenden gewichtigen Zeit⸗Ereigniſſe ließen den Vorfall 
in Vergeſſenheit gerathen. Erſt in neuerer Zeit iſt derſelbe von mehreren 
deulſchen Schriftſtellern, namentlich von Varnhagen von Enſe, Dr. W. Hä⸗ 
ring (W. Alexis) und Heſekiel wieder zur Sprache gebracht worden. Alle 
halten aber noch immer die Anſicht feſt, daß Lord Bathurſt als ein Opfer 
der franzöſiſchen Politik gefallen ſei: welcher Meinung ſich in der neueſten 
Zeit auch engliſche Schriſtſteller — wie die Zeitſchrift „The Spectator“ vom 
vorigen Jahre ergiebt — angeſchloſſen haben. Dieſe Anſicht vom juriſtiſchen 
Standpunkt aus näher zu beleuchten, und, wenn dieſelbe ſich als nicht haltbar 
erweiſen ſollte, möglichit feitzuftellen, auf welche andere Art Lord Bathurſt 
verſchwunden und ums Leben gekommen iſt, war der Gegenſtand des gehal⸗ 
tenen Vortrages. 


Nach Mittheilung der perſönlichen und Familienverhältniſſe des Lords 
ſchilderte der Vortragende die politiſche Thätigkeit deſſelben in Wien, welche 
mit dem Frieden von Schönbrunn (14.—18. October 1809) ihr Ende er⸗ 
reichte, worauf der Lord im November ſeine Rückreiſe nach England antrat, 
und zwar aus Beſorgniß, den Franzoſen in die Hände zu fallen, nicht auf 
dem Seewege über Malta, ſondern auf dem Landwege über Berlin unter 
dem Namen eines Kaufmanns Koch. Ueber ſeine Ankunft in Perleberg, 
ſeinen dortigen Aufenthalt und ſein unerklärliches Verſchwinden zu einer 
Zeit, wo die Poſtpferde bereits angeſpannt vor ſeinem Reiſewagen ſtanden, 
liegen Berichte des Magistrats in Perleberg vor, welche mitgetheilt wurden; 
eben ſo die noch vorhandenen, größtentheils amtlichen Nachrichten über die 
Nachforſchungen, die noch in derſelden Nacht begannen, und mehrere Monate 
lang, unter Aufbietung aller nur erdenklichen Mittel, zuletzt geleitet von 
Lady Bathurſt ſelbſt, welche aus London berbeigeeilt war, fortgeſetzt wurden, 
jedoch kein anderes Reſultat hatten, als daß der vermißte Zobelpelz des Ver: 
ſchwuudenen und feine Beinkleider, letztere in dem nahe bei Perleberg bele⸗ 
genen quitzower Tannenholz, aufgefunden wurden; die Perſon des Lords, 
lebend oder todt, blieb unermittelt. Als Einleitung zu dem Nachfolgenden 
gab der Vortragende hierauf eine Schilderung der ganzen Situation und 
der Lokalverhältniſſe, um nachzuweiſen, daß Lord Bathurſt nicht vom Poſt⸗ 
hauſe aus, wie überall angenommen wird, ondern ‚von dem nahe belegenen, 
damals Leger'ſchen Gaſthofe „zum weißen Schwan“, wo er ſich den Tag 
über aufgehalten hatte, verſchwunden ſein müſſe. Sodann ging der Vor⸗ 
trag auf die verſchiedenen Vermuthungen über, welche über die Art feines 
Verſchwindens und Todes verbreitet ſind; dieſelben wurden ausführlich er⸗ 
örtert und zu widerlegen geſucht, namentlich, daß der Lord zwar in Perle⸗ 
berg verſchwunden, aber glücklich am Ziel feiner Reife angekommen ſei, fo 
wie die Vermuthung der Selbſtentleibung und der Entführung durch fran⸗ 
zöſiſche Soldaten oder Polizei⸗Agenten. ndlich entwickelte der Vortragende, 
anknüpfend an ein in Perleberg im Jahre 1852 aufgefundenes Skelett, ſeine 
eigene Anſicht und ſprach, indem er auf die Beſchaffenheit und die Lage 
dieſes Skeletts, den Ort, wo daſſelbe gefunden worden, die Verhältniſſe des 
Beſitzers des Grundſtücks, und auf manche andere, mit der Situation und 
B BERRIRUINe Umſtände aufmerkſam machte, ſeine Ueber⸗ 
zeugung dahin aus: 

daß hier kein politiſches, von außen pe ke Verbrechen vorliegt, 
ſondern Lord Bathurſt, deſſen ganzes äußeres Auftreten ihn als einen 
reichen Mann erſcheinen ließ, von Bewohnern der Stadt Perleberg ſelbſt 


aus Raub: und Gewinnſucht auf das Grauſamſte ermordet, vielleicht 


lebendig begraben worden iſt. Dr, Belitz. 
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Breslau, 27. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 11 8. U.⸗P. 1 F. 9 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 26. Febr., Nachm. 3 Uhr. Die 3proz. eröffnete zu 69, 70, fiel 


auf 69, 50 und ſchloß träge zur Notiz. 
Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 69, 60. 
Italieniſche 5proz. Rente 69, 55. 
Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 513, 75, 
Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 581, 25. Oeſterr. Credit⸗ 


ren 92% eingetroffen. 
Rente 98, 50. 
lprz. Spanier 45. 
bilier⸗Aktien 1170, —. 
Aktien —. 


87, 25 
bahn 167, —. 
1860er Looſe 94, 25 
Frankfurt a. M., 
Oeſterreichiſche Effekten bei 
lich höher. 


bahn 72%. Finnl. Anleihe 91%. 
143%. Wiener Wechſel 100%. Darmſt. Bankaktien 242. Darmſt. Zettel⸗ 
Bank 257. §proz. Metall. 63%. 4 Kproz. Met. 56%. 1854er Looſe 79%. 
Oeſterr. National⸗Anleibe 68%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 232. 


Deiterr. Bank⸗Antheile 821. 
Anleihe 81%- 


Oeſterreich. Eliſabet s Bahn 129, 
Mainz⸗Ludwigshafen Lit:. A, 129%. 


Die Ultimo⸗Regulirung geht leicht von ſtatten. 
Schluß⸗C 


Conſols von Mittags 12 Uhr wa⸗ 


4 proz. 


Zproz. Spanier 49%. 


Credit mo⸗ 


Neue Looſe 135, 25, 


26. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten, 
ſehr belangreichem Umſatz, im Allgemeinen merk⸗ 


Böhm. Weſt⸗ 


ourſe: Ludwigsh.⸗Bexbach 


Oeſterr. Credit⸗Aktien 222½. Neueſte öſterr. 
Rhein⸗Nahe⸗Bahn 32%, 


amburg, 26. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten, Börſe feſt. — 


2 Anleihe 90%, 


Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 69% 


Oeſierr. 


redit⸗Attien 93%. Vereinsbank 103%. Norddeutſche Bank 106%, Rbei⸗ 


niſche 99. Nordbahn 64%. Disconto —. 

Hamburg, 26. Febr [Getreidemarkt.] 
beachtet, ab Dänemark 122—123pfd, disponibel zu 97% verkauft, 
oco ſtill, ab Danzig pr. Frühjahr zu 75 käuflich. 
Kaffee unverändert. 


Okt. 30%. 
Liverpool, 26, Februar. 


Preiſe gegen geſtern unverändert. 


Wien —, —. 


Del pr. 


Petersburg —. 
Weizen loco etwas mehr 


Roggen 
Mai 32, pr. 


[Baumwolle.] 4000 Ballen Umſaß. — 


g Div.] Z. 
6891 25 
Aach.-Düssehd. .. | 3½ 680% Im. 


Aach.-Mastriebt. | % 4 136% 4 . ba 


Minerva Bgwk.A.| — 
Oester.Creditb.A.| 7 
Pos. Prov.-Bank | 5, 
Preuss. B.-Anthl. 


59 4 364, bz. 
a 95 % a ½ om 
9% B. 
70 7 15 


ee a — —n 
Berliner Börse vom 26. Februar 1863. 
EEE EEE LEERE LT — 
Fonds- und Geld- Course. Dir. 2. 
l 1861| F. 

Freiw. Staats-Anleihe 88 85 bz. Oberschles. B. 77% 142 bz. 

Staats-Anl. v. 1850, 52 489 bz. dito 0. . %%% 4 ½ ba. 
dito 1854, 55A. 574½% 101% bz. dito Prior A. — 99 B. 
dito 185604½ 101 ½ bz. dito Prior B...| — 87½ bs. 
dito 1853| 4 100 oz. dito Prior C. — 4 
dito 1858| 5 106 ½ bz dito Prior D.. — | 4 lesıL a. 

Staats-Schuld-Sch. ... 3½ 89½ bz. dito Prior E...| — 84% B. 

Präm.-Anleihe v. 188803½ 129 bz dito Prior F...| — 100%, bs. u. B 

Berliner Stadt-Obl. .. 402% bz. Oppeln-Tarnow. 61½ ba. 

Kur- u. Neumärker 355 92 bz. Prinz-W. (St.-V.) 4 4 62 8. 

2 dito dito |A 101% B. Rheinische ...... 4 100 ½% va 

3 rommerache . . 31,914, bz. dito (St.) Pr. . 5 | 4 105 

E * et r 1 bz. to Prior — 4 —-—.— 

osensche . 5 1 dito III. E — 141,199% b 

2 dito . E Bhein-Nehebahn | — 4 3207 — 

— en . 55 2 t- O * 34113 95 . 

eher“ u0... z 2 
ee ee, KERN in 

Pommersche 4 100 n. Wilhelms Bahn.“ — | 4 63% bz 

E | Posensehe ....... | 4 |97% bz dito Prior . . — |4 92½ B. 

3 Preussische 499 ½% bz dito III. Em. — 4% 6. 

2 Westf. u. Rhein.. 4 90 % bz dito Prior St. | — 494 B 

8 I Sächsische .......| 4 100% B dito dito I— | ler B. 

(Schlesische 4 1000 B. 2 

Louisdorr 020. 100% @ 

Goldkronen . . . . Id. 6% bz Preuss. u. ‚anal Bene e 

Ausländisshe Fonds. 1s61| F. 

Oestern. Metall . .. 5 08 B. u 
dito 54r Pr.-Anl....| 4 ‚80% etw. bz. Berl. W.-Ored.6. Fa ker 
dito neue 100 fl. L. — 78% br. Braunschw.Bank| 4 | 4 [65% B. 
dito Nat.-Anleihe . 5 70% 4 % ba ea 8 07 
dito Bauten. n. Whr.| 87 5 e oed. 4 

Buss.-engl. Anleihe ..| 5 |4% 8. Darı A1. 205 A 4 188. B. 
dito 5. Anleihe ....| 5 |841, etw. ba Darm nk 9 181792. 
dito poin. Sch. Obi] 4 2 ö. Bae ne 

Poln. Pfandbriefe. 4 — — N 
dito III. Em. . . 489% 6 ee en 

‚Poln. Ob}. 4 500 Fl. 4 v4 da u Gerte Ba. 2 14 5m 8 band. 
dito 4 300 El. 5 48 B. eee 
dto 4 200 Fl.. % @ re A Ta 

Poln. Banknoten . . | |— — — ER ee gel, > 5 > a 

Kurhens. 40 Thlr.....1—|064 G- e 67% . bl 
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Baden 36 Fl. . .. . .. Y be Luzembrg, „10 10 65 

— Arge. x . 
Astion- Course Mein. Creditb. A. * 4 vo bz 
5 
4 
we 
14 
104 


4281 ½ G. 

4 1631, bz. 
195% br. 
69 b. 


Magd.-Halberast, . |22 
Magd.-Wittenbrg.| 1%. 
Mainz.-Ludw. A. 


N.-Schl. Zweigb. | 1% 
Nordb. (Fr.-W.) | 3 
dito Prior .... | 


4 
Mecklenburger 20 4 * 
Münster-Hammerf 4 | 4 j— — — 
Neisse-Brieger .. | 314| 4 |86 4 
Niederschles.....| 4 1 be. 
4 


70½ G. 1 
65% 4 Y% bz.u.G, 


40 — — — 
Oberachles, A... | Ti 955 162½ a ½ ba. 


Schl. Bank-Ver. BR. 
Thüringer Bank | 2 66%, G. 
Weimar. Bauk.. 90½% B. 
Weshsel-Gburse. 
Amsterdam 104. 144½% ba 
to, 2 M.143% ba 
Hamburg T. 182 ba. 
dito. M. 151% bz. 
London . . [3 M.J6. 214, be. 
Paria x M.|80 ba. 
Wien österr. Währ. g T. 86% br. 
. M. 86 % ba. 
Augsburg. M. (80. 24 @ 
N les : 8 T. 90% @. 
to sur sena 2 M. o0 G. 
7 —— a. .. a * G. 
etersburg ... * A bz. JM. 99 ½ bs. 
Wars eee T. 89 U. * 
Bremen. 0 . 109% ba. 


„Breslau, 27. Febr. Wind: Weſt. Wette 


trübe. 


Thermometer 
tel⸗ 


r: 
Früh 0%. Der Geſchaͤftsverkehr zeigte ſich am heutigen Markte bei mit 


maß gef Angeboten träge. 


eizen wenig beachtet; pr. 85pfd. weißer 70—81 Sgr. 


74 Sgr. — Roggen ſchwach gefragt; pr. Sapfd. 50—53 

Gerſte fill; pr. 70pfb. weiße 42—43 Sgr., gelbe 
Hafer angeboten; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25—27 Sgr. 
und Bohnen ohne Frage. — 
lein ruhig. — Rapskuchen vernachläſſig 


54 Sgr. — 


pinen 36—40 Sgr. 


— Erb 


Delfaaten wenig Umſatz. 


Sgr. pr. Schff. 


Weißer Weizen 


67—75—81 


Gelber Weizen 65—70—76 
Gene. SEN 50—52—54 
Ger Rn 38—41--44 
. 24—26—28 
1 e 43—48—52 


Kleeſaat — in beiden Farben ruhig, 
mittle 12%—14% Thlr., 15 14%4-—16% 
extrafeine über Notiz, — weiße ordinäre 
Thlr., feine 14% —17% Thlr., bochfeine 18%—19% 
Klee 18—26 Thlr. pr. Centner. 

Thymothee 5 —7½ Thlr 

Kartoffeln pr. Sack a =. 


Setbjabe 14% Thlr. Br. 


„ gelber 66 — 


r., feinſter bis 


41 Sgr. — 
ſen, Wicken 
— Schlag ⸗ 


t; 48-52 Sgr. pr. Ctr. — Lu⸗ 


Sgr. pr. Schff. 
Wicken : 35—38—40 
Sgi. pr. Sackd 150 Pfd. Brutto. 
Schlag⸗Leinſaat .. . 190-210—218 
Winter⸗Raps +... 260—275—285 
Winter⸗Rübſen 


Sommer⸗Rübſen . . . 2 


\ I. — 15—18 
. ne — 
e m 
— Ctr. co r. 7 
Rohes Rüböl pr Spirit an r. 


100 Quart à 80 


rothe ordinäre 9% —11 

Thlr., bochfeine 7 5 

9% Thlr., mittle 10 —13 
Tölr. Schwediſcher 


20240260 
Thlr., 
Thlr. 


bruar 15% Thlr. Br 
— 1 Wüleb int 


% Thlr. Br., Februar 13% Thlr. Br., Frühjahr 14 Thlr. Br. 


5 Verantwortlicher Redakteur: Dr, Stein. 
Druc von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


